Diakonischer Dienstgeberverband
Niedersachsen

Geschiftsstelle

DDN - Nachrichten 1/2019 vom 1. Méarz 2019

Robert Johns

Ebhardtstralle 3 A, 30159 Hannover
Tel. : 0511 - 3604 112

e:mail: robert.johns@diakonie-nds.de

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Begleitung der laufenden Tarifverhandlungen zum TV DN wird der Ton unter den Sozialpartnern rauer.
Das ist nicht ungewohnlich, weil insbesondre Gewerkschaften seit jeher die Auffassung vertreten haben,
dass die Entschlossenheit der Arbeitnehmer zur Unterstiitzung bei der Durchsetzung von
Tarifforderungen am besten durch das Schiiren von Emporung gesteigert werden kann. Nicht zum ersten
Mal und deshalb auch nicht unerwartet erleben wir auf der Arbeitgeberseite, dass unser vorgeschlagenes
Angebotspaket um die fiir Arbeitnehmer vorteilhaften Teile bereinigt als ,,Gruselkatalog der von den
Arbeitgebern geplanten Grausamkeiten” veroffentlicht wird. Umso wichtiger ist es, dass die
Einrichtungsleitungen der DDN-Mitglieder vollstandig liber Motive und Inhalte der Vorschlage der DDN-
Tarifkommission informiert werden, um die eigenen Mitarbeitenden aufklaren zu kénnen. Deshalb hat
der DDN sehr ausfiihrliche Erlduterungen des Vorstandvorsitzende Ridiger Becker zu den DDN-
Vorschlagen fiir Anderungen im TVDN an alle Einrichtungen versandt. Dieses DDN-Info finden Sie hier.
Zumindest darlber, dass angesichts des Fachkraftemangels die Arbeitsbedingungen fiir Mitarbeitende
diakonischer Einrichtungen attraktiver gestaltet werden miissen, sind sich die Sozialpartner einig. Uber
das wie werden wir uns einigen missen.

Neben den Tarifverhandlungen ist in den ersten beiden Monaten dieses Jahres noch weiteres
Berichtenswertes geschehen:

1. Uta Hirschler wird Vorstandsmitglied der Diakonie in Niedersachsen und tritt ihre Stelle im Mai an.

2. Chefarzt-Fall -Wiederheirat als VerstoR gegen Loyalitéatspflicht

3. Bundesarbeitsgericht veréffentlicht nun auch Urteilsbegriindung zum Fall "Egenberger"

4. Kirchenmitgliedschaft als Einstellungsvoraussetzung: EWDE und DWiN veroffentlichen
Empfehlungen

5. KGH: Zustimmungsverweigerungsrecht zu Kiindigung bei unterlassenem BEM

6. BAG: Dienstreisezeit ist vergiitungspflichtige Arbeitszeit

7. BAG: Erben haben einen Anspruch auf Urlaubsabgeltung beim Tod des Arbeitnehmers im
laufenden Arbeitsverhaltnis
8. BAG: Verfall von Urlaubsanspriichen - Obliegenheiten des Arbeitgebers
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9. Bewertung der Urlaubsriickstellung und Verfall von Resturlaub

10. BAG: Unzulassige sachgrundlose Befristung wegen Vorbeschaftigung

11. BAG: Schwerbehindertenvertretung muss bei Kiindigung nicht unverziiglich gehort werden

12. BAG: Erwerbsminderung als auflésende Bedingung des Arbeitsverhaltnisses

13. BAG: Befristete Weiterbeschaftigung nach Erreichen der Regelaltersgrenze

14. BAG: Erhohung eines iibertariflichen Entgeltbestandteils aufgrund betrieblicher Ubung

15. BAG: Nachzuentrichtende Lohnsteuern — Regress des Arbeitgebers

16. BAG: Arbeitsunfahigkeitsbescheinigungen nach Ablauf des Entgeltfortzahlungszeitraum

17. LAG: Arbeitsvertrag kann zustande kommen, indem der Arbeitnehmer seine Arbeit tatsachlich
aufnimmt und der Arbeitgeber die Arbeit annimmt

18. Beriicksichtigung der Jahressonderzahlung bei der Berechnung des pfandbaren Einkommens

19. Verlangerung der Elternzeit um das dritte Lebensjahr des Kindes bedarf keiner Zustimmung des
Arbeitgebers

20. LAG: Nachtbereitschaft eines Wohngruppenbetreuers ist keine Bereitschaftszeit

21. Heranziehung externen Sachverstands (Rehabilitationstrager) beim betrieblichen
Eingliederungsmanagement (BEM)

22. Hinweise zum Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts vom 11. Dezember 2018

23. EU-Richtlinie zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und
pflegende Angehorige beschlossen

24. Die Zahl der gut geeigneten Bewerber steigern

25. Arbeitgeberleistungen zum Ausgleich von Rentenabschlagen

26. Freiwilligkeitsvorbehalt und Widerrufsvorbehalt rechtssicher nutzen

27. Minijob: Steuerfreie Aufwandsentschadigung richtig beriicksichtigen

28. Beschiftigtendatenschutz in kirchlichen Einrichtungen

29. AWO-Petition startet zur Begrenzung der Pflegekosten

1. Uta Hirschler wird Vorstandsmitglied der Diakonie in Niedersachsen und tritt ihre Stelle im Mai an.
Uta Hirschler (51), bisher Prépstin in Braunschweig, wird neues Vorstandsmitglied des Diakonischen
Werkes evangelischer Kirchen in Niedersachsen. Der Aufsichtsrat des Werkes habe Frau Hirschler in
Hannover gewahlt, und die Kirchenregierung der Landeskirche habe ihr die Stelle fir die Dauer von funf
Jahren {ibertragen.

Frau Hirschler wird damit Nachfolgerin des Braunschweiger Oberkirchenrates Cornelius Hahn, der zum 1.
Marz in den Ruhestand geht. Sie tritt ihre neue Stelle am 1. Mai an, ebenfalls als Oberkirchenratin. In
einer Mitteilung wird sie mit den Worten zitiert, dass es wichtig sei, die strukturellen Ursachen von Not
zu bekdmpfen: ,Hier sehe ich einen besonderen gesellschaftlichen Auftrag der Diakonie als
Wohlfahrtsverband.”

Oberlandeskirchenrat Thomas Hofer, der auch Aufsichtsratsvorsitzender des Diakonischen Werkes ist,
betonte, fiir die Landeskirche sei Frau Hirschlers Wahl Verlust und Gewinn zugleich: ,Wir verlieren eine
strategisch denkende Propstin. lhre Kompetenzen wird sie nun aber ins Diakonische Werk in
Niedersachsen einbringen, das ja auch unser Werk ist. Damit bleiben uns ihre Fahigkeiten erhalten.”

Uta Hirschler hat evangelische Theologie in Gottingen, Heidelberg und am Lutheran Theological Seminary
in Philadelphia/USA studiert. lhre Examen und das Vikariat absolvierte sie in der Evangelisch-lutherischen
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Landeskirche Hannovers, 1997 wurde sie in der Landeskirche Braunschweig ordiniert. Von 1997 an war
sie Pfarrerin der Braunschweiger Landeskirche in den Gemeinden Mahlum und Bodenstein mit
Zusatzauftrag flr die Krankenhausseelsorge an den Kliniken Schildautal in Seesen. Im November 2011
wurde sie zur Propstin in Braunschweig gewahlt. Hirschler ist Mitglied der braunschweigischen
Landessynode und gehorte von 2008 bis 2014 der Kirchenregierung der Landeskirche Braunschweig an.
Sie ist verheiratet und hat vier Kinder.

2. Chefarzt-Fall - Wiederheirat als VerstoB gegen Loyalitatspflicht

Die Kiindigung eines Chefarztes eines katholischen Krankenhauses aufgrund seiner Wiederheirat war
unzuldssig, da er wegen seiner Religion benachteiligt wurde. Dies hat das BAG - nach einer Vorlage beim
EuGH - in dem Uber zehn Jahre dauernden Rechtsstreit nun entschieden; BAG, Urteil vom 20. 02. 2019,
Az: 2 AZR 746/14 .

Die Kirche hat eine im Grundgesetz verankerte Sonderrolle als Arbeitgeber. Kiinftig wird sie jedoch

Loyalitatsanforderungen an Mitarbeiter im Sinne des kirchlichen Ethos, zuriickschrauben miissen. Kirchen
als Arbeitgeber kbnnen dem BAG-Urteil zufolge nur dann unterschiedliche Anforderungen aufgrund von
Religionszugehorigkeiten stellen, wenn sich diese Erwartungen als "wesentliche, rechtmaRige und
gerechtfertigte berufliche Anforderungen" darstellen.

Es ist das zweite Urteil innerhalb kurzer Zeit, mit dem das BAG nach einer Vorlage beim EuGH, die
Freiheiten der Kirchen einschrankt. Erst kirzlich urteilte es, dass kirchliche Arbeitgeber bei
Stellenausschreibungen nicht pauschal eine bestimmte Religionszugehorigkeit von Bewerbern
voraussetzen dirfen.

Mit der Vorlage an den EuGH in Luxemburg hatte das BAG fiir eine Fortsetzung des Rechtsstreits gesorgt,
der seit 2009 die deutschen Gerichte beschaftigt. Damals hatte das katholische St. Vinzenz-Krankenhaus
in Diisseldorf dem Chefarzt gekiindigt, nachdem dieser zum zweiten Mal — nach einer Scheidung —
geheiratet hatte. Der Mediziner hatte damit nach der Ansicht seines Arbeitgebers gegen seine
Loyalitatspflichten aus dem Arbeitsvertrag verstoRen.

Denn nach der Lehre der katholischen Kirche ist die Ehe unauflslich. Die Wiederheirat nach einer
Scheidung gilt als Stinde und ist fir Glaubige mit Nachteilen verbunden. Mittlerweile hat die katholische
Kirche ihr Arbeitsrecht gelockert und Geschiedenen, die eine neue Ehe eingehen, wird nicht mehr
automatisch gekiindigt. Der Arzt klagte gegen die Kiindigung und begriindete seine Klage auch mit einer
Ungleichbehandlung: SchlieRBlich bleibe bei evangelischen Chefarzten eine Wiederheirat ohne
arbeitsrechtliche Folgen.

Die Kiindigung des Chefarztes hatten die obersten Arbeitsrichter bereits 2011 fiir unwirksam erklart, ehe
das Bundesverfassungsgericht die Sonderstellung der Kirchen betonte und das BAG-Urteil 2014 aufhob.
Es verletze die Kirche in ihren verfassungsrechtlich garantierten Sonderrechten, entschied das BVerfG.
Das BAG legte den Fall daraufhin 2016 dem EuGH vor, der die Fragen nach der rechtlichen Sonderstellung
der Kirchen nach deutschem Verstandnis und einem méglichen Widerspruch zur EU-
Antidiskriminierungsrichtlinie kldren sollte.

Der EuGH stellte 2018 fest, dass die Kiindigung des Chefarztes wegen seiner Wiederheirat dem EU-
Diskriminierungsverbot widerspricht (EuGH, Urteil vom 11. September 2018 in der Rechtssache C-68/17).
Grundsatzlich missten Gerichte Uberpriifen kdnnen, wenn Kirchen bestimmte Anforderungen an loyales
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Verhalten von leitend tatigen Beschaftigten stellen, gab der Gerichtshof vor. Bei der Kontrolle komme es
darauf an, ob die Loyalitatspflicht zur Kirche eine tatsachlich gerechtfertigte berufliche Anforderung
darstelle. Das katholische Eheverstdndnis stelle wohl keine wesentliche Anforderung der beruflichen
Tatigkeit eines Chefarztes dar, machte der EuGH in dieser Entscheidung deutlich. SchlieRlich gehe es um
die Beratung und medizinische Pflege in einem Krankenhaus.

Das BAG folgte der Argumentation des Europdischen Gerichtshofs und entschied: Die Kiindigung war
nicht gerechtfertigt. Mit seiner erneuten Heirat habe der Chefarzt weder eine wirksam vereinbarte
Loyalitatspflicht noch eine berechtigte Loyalitatserwartung des Arbeitgebers verletzt. Die entsprechende
Vereinbarung im Arbeitsvertrag, die ein Leben in kirchlich ungtltiger Ehe als schwerwiegenden
Loyalitatsverstol$ erklart, hielten die Richter fiir unwirksam. Diese benachteilige den Chefarzt wegen
seiner Religionszugehorigkeit gegenliber anderen leitenden Mitarbeitern, die nicht der katholischen
Kirche angehoren. Auch mit Blick auf die in § 9 Abs. 2 AGG extra fiir Kirchen eingeraumten Ausnahmen
erkannte das Gericht keinen Grund, der die Diskriminierung des Chefarztes im konkreten Fall
rechtfertigte.

Diese Entscheidung begriindeten die BAG-Richter mit einer unionsrechtskonformen Auslegung von § 9
Abs. 2 AGG, jedenfalls aber mit dem Anwendungsvorrang des Unionsrechts. Danach sei die in Frage
stehende Loyalitatspflicht, keine zweite - nach dem Verstdndnis der katholischen Kirche ungiiltige - Ehe zu
schlieRen, keine wesentliche berufliche Anforderung fiir die Ausiibung der Tatigkeit als Chefarzt gewesen.
Konflikt zwischen EU-Recht und Verfassungsrecht: Unionsrecht hat Anwendungsvorrang

Im Hinblick auf die entgegenstehende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Urteil vom
22. Oktober 2014, Az: 2 BvR 661/12) wiesen die Richter darauf hin, dass nationales Verfassungsrecht dem
nicht entgegenstehe. Das Unionsrecht diirfe die Voraussetzungen, unter denen die der Kirche
zugeordneten Einrichtungen ihre Beschéaftigten wegen der Religion ungleich behandeln diirfen, ndher
ausgestalten. Mit seiner Entscheidung zur Auslegung der Gleichbehandlungsrichtlinie (Richtlinie
2000/78/EG) habe der EuGH auch nicht seine Kompetenzen Gberschritten, betonte das BAG. Es schloss
insofern aus, dass es sich um einen "Ultra-Vires-Akt" - einen Rechtsakt europdaischer Organe, der sich
nicht im Rahmen der zustehenden Grenzen bewegt - handele oder einen Akt, durch den die
Verfassungsidentitat des Grundgesetzes berihrt werde.

Ob das BAG-Urteil nun damit einen Schlusspunkt unter den konkreten Fall gesetzt hat, wird sich noch
zeigen. Das Erzbistum Koln hat bereits angekiindigt, die Urteilsbegriindung und maogliche Konsequenzen
intensiv zu prifen. Seiner Auffassung nach beriihrt das Verfahren namlich Grundsatzfragen des
Verhiltnisses des nationalen Verfassungsrechts zum Recht der Europaischen Union.

3. Bundesarbeitsgericht veréffentlicht nun auch Urteilsbegriindung zum Fall "Egenberger"
Wahrend die allgemein interessierte Welt auf das "Chefarzt-Urteil" des BAG blickt hat das
Bundesarbeitsgericht nun auch die Urteilsgriinde zum Fall "Egenberger" veroffentlicht.

Zur Erinnerung: Es ging um die "Kirchenmitgliedschaft als Einstellungsvoraussetzung"

e (vergl. DDN - Nachrichten 5/2018 vom 18.12.2018 unter Nr. 10)

e Hier geht es zum Urteil des Bundesarbeitsgerichts.

Wie schon aus der Pressemitteilung hervorging, ist das BAG der Auffassung, dass der Stelleninhaber der
ausgeschriebenen Stelle so in den organisationsinternen Meinungsbildungsprozess eingebunden ist, dass
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er nicht unabhangig und ohne vorherige Abstimmung in Fragen, die das Ethos des Beklagten, also des
EWDE, betrafen, agieren kann. Folglich habe keine wahrscheinliche oder erhebliche Gefahr fiir das Ethos
des Beklagten bestanden. Die in der Stellenausschreibung formulierte berufliche Anforderung der
Kirchenzugehorigkeit und der damit verbundene Ausschluss von Konfessionslosen seien daher nicht
gerechtfertigt gewesen. Ungeachtet der Beantwortung der Frage, ob das BAG seine Entscheidung auf der
Grundlage einer EU-Richtlinie auf Nichtanwendung des grundgesetzlich garantierten Rechts der Kirchen
auf Selbstbestimmung stiitzen darf, lasst auch diese Interpretation eigentlich keinen Raum mehr fir
Konfessionszugehdrigkeit als Einstellungsvoraussetzung auRerhalb von Stellen fiir Aufgaben
unmittelbarer Verkiindigung oder mit alleiniger Befugnis zur Geschéaftsfihrung. Gegenwartig wird die
Einlegung der Beschwerde gegen das Urteil des BAG vor dem Bundesverfassungsgericht geprift. Die Frist
fiir die Einlegung der Verfassungsbeschwerde endet am 19. Marz 2019.

4. Kirchenmitgliedschaft als Einstellungsvoraussetzung: EWDE und DWiN veroffentlichen
Empfehlungen
Zeitnah beieinander haben das Evangelische Werk fiir Diakonie und Entwicklung (EWDE) und das
Diakonische Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen (DWiN) Handreichungen mit Empfehlungen
veroffentlicht, wann und wie angesichts des BAG- Urteils zum Fall ,,Egenberger” die Kirchenmitgliedschaft
zur Einstellungsvoraussetzung gemacht werden kann. Wir veroffentlichen beide Handreichungen als
Anlagen 1 und 2. Nun sind die Hirden fiir eine in den Augen des BAG gerechtfertigte
Einstellungsvoraussetzung Kirchenmitgliedschaft sehr hoch undd die Beweislast fiir die Rechtfertigung
tragt der Arbeitgeber. Rechtsanwalte und AGG-Hopper miissen eine Stellenanzeige, in der diese
Einstellungsvoraussetzung ausdriicklich benannt wird, geradezu als Einladung zu einer
Schadenersatzklage empfinden. Der DDN empfiehlt wegen der in den unter Nr.3 dieser Ausgabe
veroffentlichten Urteilsgriinden genannten, liberaus restriktiven Haltung des Bundesarbeitsgerichts in der
Regel nicht die Konfessionszugehorigkeit, sondern z.B. die Identifikation mit Auftrag und Zielen der
evangelischen Kirche und ihrer Diakonie als Einstellungsvoraussetzung in die Stellenausschreibung
aufzunehmen. Tendenzunternehmen, wie z.B. politischen Parteien oder Gewerkschaften, wird die
Aufstellung einer dem vergleichbaren Einstellungsvoraussetzung zugestanden und dirfte daher auch bei
diakonischen Einrichtungen gerechtfertigt sein.

5. KGH: Zustimmungsverweigerungsrecht zu Kiindigung bei unterlassenem BEM
Der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland, 09.04.2018, KGH.EKD 11-0124/52-2017
hat entschieden, dass das Kiindigungsschutzgesetz eine Rechtsvorschrift i.S. von § 41 Abs. 2 MVG.EKD sei,

auf dessen Verletzung eine Mitarbeitervertretung die Zustimmungsverweigerung stiitzen kénnen (vgl.
KGH.EKD vom 31. August 2015 -11-0124/6-2015).

Unterlasse der Dienstgeber vor Ausspruch einer krankheitsbedingten Kiindigung die Durchfiihrung eines
betrieblichen Eingliederungsmanagements nach § 84 Abs. 2 SGB 9 (seit 1.1.2018 § 167 Abs. 2 SGB 9),
obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, so sei die Kiindigung sozial nicht gerechtfertigt, es
sei denn, der Dienstgeber lege dar, dass die Durchfiihrung eines BEM objektiv nutzlos gewesen und zu
keiner Verdnderung der Krankheitszeiten gefihrt hatte (vgl. BAG 13. Mai 2015 — 2 AZR 565/14-).
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6. BAG: Dienstreisezeit ist vergiitungspflichtige Arbeitszeit
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) vom 17. Oktober 2018 — 5 AZR 553/17 hat entschieden, dass Reisezeit als
vergltungspflichtige Arbeitszeit zu bewerten ist, wenn sie ,,erforderlich” ist, um zu einer Tatigkeitsstatte

auRerhalb des Betriebs zu gelangen. Bei der Erforderlichkeit kommt es darauf an, ob der Arbeitgeber
Reisemittel und -verlauf vorgibt. Ist dies der Fall, gilt die entsprechende Zeit als erforderlich. Uberl3sst der
Arbeitgeber hingegen dem Arbeitnehmer die Wahl von Reisemittel und /oder -verlauf, ist die Reisezeit als
Arbeitszeit zu vergiiten, die bei Verwendung des kostenglinstigsten Verkehrsmittels anfallt.

Ein Bauleiter ist auf wechselnden Baustellen in unterschiedlichen Landern tatig. Dabei wurde er auch fir
etwa zwei Monate zu einer Baustelle nach China entsandt. Statt einen schnelleren Direktflug in der
Economy-Class buchte der Arbeitgeber auf Wunsch des Arbeitnehmers fiir die Hin- und Riickreise einen
Flug in der Business-Class mit Stopp in Dubai. Fir die Reisezeit zahlte der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer
die vertraglich vereinbarte Vergltung fiir jeweils acht Stunden pro Tag. Der Bauleiter klagte auf
Vergitung flr weitere 37 Stunden mit der Begriindung, dass die gesamte Reisezeit von seiner Wohnung
bis zur Baustelle und zurlick wie Arbeit zu vergliten sei.

Das BAG gab ihm teilweise Recht und entschied, dass die An- und Abreise zu einer auswartigen
Tatigkeitsstatte in der Regel wie Arbeitszeit zu vergiiten ist. Die Reise erfolgt ausschliefSlich im Interesse
des Arbeitgebers und ist entsprechend dienstlich veranlasst. Das bedeutet fir Reisezeiten auflerhalb der
regularen Arbeitszeit, dass sie zu vergiten sind, soweit sie erforderlich sind. Die Darlegungs- und
Beweislast tragt der Arbeitnehmer. Macht der Arbeitgeber keine Vorgaben zu Reisemittel und/oder
Verlauf, ist der Arbeitnehmer im Rahmen des ihm Zumutbaren verpflichtet, das kostenglinstigste
Verkehrsmittel bzw. den kostenglnstigsten Reiseverlauf zu wahlen.

Das Thema Reisezeit betrifft zwei unterschiedliche Themen, die vollkommen unabhangig voneinander zu
bewerten sind: Zum einen geht es um die Frage, wie die Reisezeit in Bezug auf die
Arbeitsschutzvorschriften des Arbeitszeitgesetzes zu sehen ist, zum anderen um die Frage, ob die
Reisezeit zu vergiiten ist. Die aktuelle BAG-Entscheidung betrifft Letzteres. Bisher hatte das BAG die
Auffassung vertreten, dass es keinen allgemeinen Rechtssatz gibt, nach dem Reisezeit auRerhalb der
reguldren Arbeitszeit zu vergiten ist. Vielmehr war in jedem Einzelfall zu prifen, ob eine Verglitung
erwartet wurde oder nicht. Dies andert sich nun bei Dienstreisen/Entsendungen ins Ausland durch die
aktuelle Entscheidung, wonach auch die erforderlichen Reisezeiten auBerhalb der reguldren Arbeitszeit zu
verglten sind. Fihrt man diesen Gedanken fort, haben Arbeitnehmer bei einem dienstlich veranlassten
zwolfstiindigen Direktflug Anspruch, fiir zwolf und nicht nur fiir acht Stunden bezahlt zu werden.

Welche Auswirkungen das Urteil auf Inlandssachverhalte hat, bleibt abzuwarten. Zwar bezog sich das
Urteil auf den Fall einer Auslandsentsendung, jedoch kénnte diese Rechtsprechung auch auf
Dienstreisen/Reiszeiten im Inland Anwendung finden. Die vom BAG im entschiedenen Fall verwendete
Begriindung, dass Fahrten zu einer Tatigkeitsstatte auRerhalb des Betriebs notwendig sind und daher zur
vertraglich vereinbarten Hauptleistungspflicht zdhlen, ist nicht auf Auslandssachverhalte beschrankt.
SchlieRlich sind auch bei Inlandssachverhalten An- und Abreisezeiten zu Kunden erforderlich, um
Dienstleistungen zu erbringen, Geschéfte fiir den Arbeitgeber zu vermitteln oder abzuschlieRen. Wird
diese Reisezeit auRerhalb der reguldren Arbeitszeit erbracht, spricht viel dafiir, dass auch diese zu
verguten ist.

Festzuhalten ist:
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e Der Weg von der Wohnung zum Betrieb bzw. der Arbeitsstelle (erste Tatigkeitstelle) und zurick
ist keine Arbeitszeit.

e Wenn der Arbeitnehmer seine Arbeit aber auBerhalb des Betriebs aufnehmen soll (auswartige
Tatigkeitsstelle), dann sind die Wege von der Wohnung zur auswartigen Tatigkeitsstelle und
zuriick als Arbeitszeit zu vergiiten.

e Bei Reisen (ins Ausland) ist ebenfalls der gesamte Weg von der Wohnung bis zur auswartigen
Tatigkeitsstelle (bei mehrtatigen Dienstreisen aber nicht der gesamte Aufenthalt) als
fremdniitzige Reisezeit zu vergliten.

e Wenn der Arbeitnehmer die Wahl von Reisemittel und/oder Reiseverlauf selbst festlegen kann,
hat er im Rahmen des Zumutbaren das kostenglinstigste Verkehrsmittel bzw. den
kostenglinstigsten Reiseverlauf zu wahlen. Dies umfasst dann auch den am wenigsten
zeitintensiven Arbeitsweg.

e Vertraglich kénnen in einem Arbeits- oder Tarifvertrag abweichende Regelungen zur Vergiitung
der Reisezeit bis zum volligen Ausschluss vereinbart werden. Insoweit beschrankt § 19 Abs. 1 TV
DN die Vergitungspflicht auf 11 Stunden taglich.

7. BAG: Erben haben einen Anspruch auf Urlaubsabgeltung beim Tod des Arbeitnehmers im
laufenden Arbeitsverhaltnis

Endet das Arbeitsverhaltnis durch den Tod des Arbeitnehmers, haben dessen Erben nach § 1922 | BGB

i.V.m. § 7 IV BUrIG Anspruch auf Abgeltung des von dem Erblasser nicht genommenen Urlaubs (PM zu

BAG, Urteil vom 22.1.2019 - 9 AZR 45/16).

Die Klagerin ist Alleinerbin ihres am 20.12.2010 verstorbenen Ehemanns (Erblasser), dessen

Arbeitsverhaltnis mit der Beklagten durch seinen Tod endete. Nach § 26 TVAD, der auf das
Arbeitsverhaltnis anzuwenden war, standen dem Erblasser in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage Urlaub
zu. Der Erblasser wurde mit Wirkung vom 18.8.2010 als schwerbehinderter Mensch anerkannt. Er hatte
danach gemalR § 12511, I SGB IX a.F. fiir das Jahr 2010 Anspruch auf anteiligen Zusatzurlaub von zwei
Arbeitstagen. Die Klagerin verlangt die Abgeltung des Resturlaubs von insgesamt 25 Arbeitstagen, der
ihrem verstorbenen Ehemann zum Zeitpunkt seines Todes fiir das Jahr 2010 noch zustand. Die
Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben.

Die Revision der Beklagten hatte vor dem BAG keinen Erfolg. Die Beklagte hat den nicht gewahrten
Urlaub des Erblassers mit einem Betrag i.H.v. 5.857,75 EUR brutto abzugelten.

Urlaub, der wegen Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nicht genommen werden kann, ist nach § 7 IV
BUrIG abzugelten. Die nach dem europaischen Unionsrecht gebotene Auslegung von §§ 1, 7 IV BUrIG
ergibt, dass der Resturlaub auch dann abzugelten ist, wenn das Arbeitsverhaltnis durch den Tod des
Arbeitnehmers endet. Der EuGH hat entschieden, dass der durch Art. 7 | der Richtlinie 2003/88/EG
(Arbeitszeitrichtlinie) gewahrleistete Anspruch auf bezahlten Mindestjahresurlaub nicht mit dem Tod des
Arbeitnehmers im laufenden Arbeitsverhaltnis untergehen darf, ohne dass ein Anspruch auf finanzielle
Verglitung fur diesen Urlaub besteht, der im Wege der Erbfolge auf den Rechtsnachfolger des
Arbeitnehmers iberzugehen hat (FD-ArbR 2018, 412320 m. Anm. Bauer). Daraus folgt fiir die
richtlinienkonforme Auslegung von §§ 1, 7 IV BUrIG, dass die Verglitungskomponente des Anspruchs auf
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den vor dem Tod nicht mehr genommenen Jahresurlaub als Bestandteil des Vermdégens Teil der Erbmasse

wird.

Der Abgeltungsanspruch der Erben umfasst dabei nicht nur den Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub

nach §§ 1, 3 1 BUrlG von 24 Werktagen, sondern auch den Anspruch auf Zusatzurlaub fiir

schwerbehinderte Menschen nach § 1251 1 SGB IX a.F. sowie den Anspruch auf Urlaub nach § 26 TV6D,

der den gesetzlichen Mindesturlaub ibersteigt. Dem TV6D lasst sich nicht entnehmen, dass dem Erben

das Verfallrisiko fiir den tariflichen Mehrurlaub bei der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses durch Tod

des Arbeitnehmers zugewiesen ist.

Urlaubsabgeltungsanspriiche kénnen an die Erben von verstorbenen Beschaftigten ausgezahlt werden,

soweit die nachfolgenden Voraussetzungen erfillt sind:

— Noch offene, nicht verfallene Urlaubsanspriiche
Vererbt werden kdnnen nur solche Urlaubsanspriiche, die dem Beschaftigten im Zeitpunkt seines
Todes tatsachlich noch zugestanden haben. Die gesetzlichen und tariflichen Verfallsfristen sind zu
beachten. Zu priifen ist daher, wie viele Urlaubstage dem Beschaftigten abgegolten worden waéren,
wenn er nicht verstorben, sondern am Tag seines Todes z.B. aufgrund eines Aufhebungsvertrags aus
dem Arbeitsverhaltnis ausgeschieden ware.

— Wahrung der tariflichen Ausschlussfrist
Vielfach wird vertreten, dass der Urlaubsabgeltungsanspruch der Erben der tariflichen Ausschlussfrist
unterliegt. Das wiirde bedeuten, dass der Urlaubsabgeltungsanspruch erlischt, wenn die Erben ihn
erst nach Ablauf von sechs Monaten seit dem Tod des Beschéftigten erstmalig schriftlich gegeniber
dem Dienstgeber geltend machen. Diese Frage ist nicht unumstritten; ein Revisionsverfahren ist beim
BAG unter dem Aktenzeichen 9 AZR 149/17 anhangig.

— Nachweis der Erbberechtigung
Die Regulierung sollte erst erfolgen, wenn die Erbberechtigung in geeigneter Form nachgewiesen ist.
Das offentliche/notarielle Testament gilt als Nachweis. Im Allgemeinen dient der Erbschein als
Nachweis der Erbberechtigung. Insoweit sollte auf das Vorliegen eines Erbscheins hingewirkt werden
(Vorteile: Ausstellung nur an Erben, 6ffentlicher Glaube). Quoten und Verfligungsbeschrankungen
sind bei der Auszahlung zu beachten. Allerdings verursacht die Ausstellung eines Erbscheins
erhebliche Kosten, die nicht notwendig sind, wenn z.B. ausweislich der gerichtlichen
Testamentserdffnung der Anspruchsteller als Alleinerbe ausgewiesen ist.

8. BAG: Verfall von Urlaubsanspriichen - Obliegenheiten des Arbeitgebers
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19. Februar 2019 - 9 AZR 541/15 -
Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub erlischt in der Regel nur dann am Ende des

Kalenderjahres, wenn der Arbeitgeber ihn zuvor (iber seinen konkreten Urlaubsanspruch und die
Verfallfristen belehrt und der Arbeitnehmer den Urlaub dennoch aus freien Stiicken nicht genommen hat.
Der Beklagte beschéftigte den Klager vom 1. August 2001 bis zum 31. Dezember 2013 als Wissenschaftler.
Nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses verlangte der Klager ohne Erfolg, den von ihm nicht
genommenen Urlaub im Umfang von 51 Arbeitstagen aus den Jahren 2012 und 2013 mit einem
Bruttobetrag iHv. 11.979,26 Euro abzugelten. Einen Antrag auf Gewahrung dieses Urlaubs hatte er
wahrend des Arbeitsverhaltnisses nicht gestellt.
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Die Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der
Urlaubsanspruch des Klagers sei zwar zum Jahresende verfallen. Der Klager habe aber Schadensersatz in
Form von Ersatzurlaub verlangen kénnen, weil der Beklagte seiner Verpflichtung, ihm von sich aus
rechtzeitig Urlaub zu gewahren, nicht nachgekommen sei. Mit der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
sei der Ersatzurlaubsanspruch abzugelten.

Die Revision des Beklagten hatte vor dem Neunten Senat des Bundesarbeitsgerichts Erfolg. Sie fiihrt zur
Zurickverweisung der Sache an das Landesarbeitsgericht.

§ 7 Abs. 3 Satz 1 BUrlG sieht vor, dass Urlaub, der bis zum Jahresende nicht gewahrt und genommen wird,
verfallt. Das galt nach bisheriger Rechtsprechung selbst fir den Fall, dass der Arbeitnehmer den
Arbeitgeber rechtzeitig, aber erfolglos aufgefordert hatte, ihm Urlaub zu gewahren. Allerdings konnte der
Arbeitnehmer unter bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz verlangen, der wahrend des
Arbeitsverhaltnisses auf Gewahrung von Ersatzurlaub und nach dessen Beendigung auf Abgeltung der
nicht genommenen Urlaubstage gerichtet war.

Diese Rechtsprechung hat der Senat weiterentwickelt und damit die Vorgaben des Gerichtshofs der
Europaischen Union aufgrund der Vorabentscheidung vom 6. November 2018 (- C-684/16 - [Max-Planck-
Gesellschaft zur Férderung der Wissenschaften]) umgesetzt. Nach MaRgabe des § 7 Abs. 1 Satz 1 BUrIG
ist es dem Arbeitgeber vorbehalten, die zeitliche Lage des Urlaubs unter Beriicksichtigung der
Urlaubswiinsche des Arbeitnehmers festzulegen. Entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts
zwingt die Vorschrift den Arbeitgeber damit zwar nicht, dem Arbeitnehmer von sich aus Urlaub zu
gewdhren. Allerdings obliegt ihm unter Beachtung von Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG
(Arbeitzeitrichtlinie) die Initiativlast fur die Verwirklichung des Urlaubsanspruchs. Nach der
Rechtsprechung des Gerichtshofs ist der Arbeitgeber gehalten, , konkret und in vélliger Transparenz dafiir
zu sorgen, dass der Arbeitnehmer tatsachlich in der Lage ist, seinen bezahlten Jahresurlaub zu nehmen,
indem er ihn - erforderlichenfalls férmlich - auffordert, dies zu tun”. Der Arbeitgeber hat klar und
rechtzeitig mitzuteilen, dass der Urlaub am Ende des Bezugszeitraums oder eines Ubertragungszeitraums
verfallen wird, wenn der Arbeitnehmer ihn nicht nimmt.

Bei einer richtlinienkonformen Auslegung des § 7 BUrlG kann der Verfall von Urlaub daher in der Regel
nur eintreten, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer zuvor konkret aufgefordert hat, den Urlaub zu
nehmen, und ihn klar und rechtzeitig darauf hingewiesen hat, dass der Urlaub anderenfalls mit Ablauf des
Urlaubsjahres oder Ubertragungszeitraums erlischt. Das Landesarbeitsgericht wird nach der
Zurlckverweisung der Sache aufzukldren haben, ob der Beklagte seinen Obliegenheiten nachgekommen
ist.

9. Bewertung der Urlaubsriickstellung und Verfall von Resturlaub

(Aus: community.beck.de/category/arbeitsrechtvon Prof. Dr. Claus Koss, veréffentlicht am 26.02.2019)
Manche Grundsatzentscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) schafft es bis in die Tagesmedien — und
bereitet bei der Jahresabschlusserstellung Kopfzerbrechen. Mit Urteil vom 19.02.2019 urteilte das BAG
zum Verfall von Resturlaubsanspriichen nach § 7 Abs. 3 Satz 1 BUrlG (Az. 9 AZR 541/15). Nach dieser
Entscheidung der obersten deutschen Arbeitsrichter verfallt der Anspruch eines Arbeitnehmers auf
bezahlten Jahresurlaub in der Regel nur dann am Ende des Kalenderjahres, wenn (i) der Arbeitgeber den
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Arbeitnehmer zuvor lber seine konkreten Urlaubsanspriichen und (ii) die Verfallfristen belehrt und (iii)
der Arbeitnehmer den Urlaub ungeachtet dessen aus freien Stiicken nicht genommen hat.

Unstreitig ist flir nicht genommenen Jahresurlaub eine Riickstellung nach § 249 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 HGB zu
bilden. Diese ist mit ,,dem nach vernlinftiger kaufmannischer Beurteilung notwendigen Erfiillungsbetrag”
zu bewerten (§ 253 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 HGB) zu bewerten. Diese Riickstellung ist in die steuerliche
Gewinnermittlung zu ibernehmen (§ 5 EStG).

Die Anforderung der Urlaubskartei zum 31. Dezember eines jeden Jahres gehort zum Standard. Nach der
Rechtsprechung des BAG miisste gepriift werden, welche Urlaubsanspriiche bereits verfallen sind und die
Rickstellung entsprechend reduziert werden. Andererseits gilt der allgemeine Bewertungsgrundsatz der
vorsichtigen Bewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB). Fiir die Praxis der Jahresabschlusserstellung wird man
sich im Zweifel am allgemeinen Grundsatz der vorsichtigen Bewertung orientieren miissen. Das bedeutet
wenn nicht abschlieBend beurteilt werden kann, ob der Arbeitnehmer ordnungsgemaR belehrt wurde
oder der Urlaub aus anderen Griinden verfallen ist, wird eine Riickstellung in voller Hohe erforderlich
sein.

Fiir die betriebswirtschaftliche Beratung ist dagegen zu empfehlen, auf die Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts hinzuweisen. So sollte Mandanten empfohlen werden, beispielsweise mit der
letzten Lohnabrechnung des Jahres oder als Anlage zur Meldung zur
Sozialversicherung/Lohnsteuerbescheinigung in einem Merkblatt darauf hinzuweisen, dass nicht
genommenen Urlaub innerhalb bestimmter Fristen verfallt.

10. BAG: Unzuldssige sachgrundlose Befristung wegen Vorbeschiaftigung

Die sachgrundlose Befristung eines Arbeitsvertrags ist nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG nicht zuldssig, wenn
zwischen dem Arbeitnehmer und der Arbeitgeberin bereits acht Jahre zuvor ein Arbeitsverhéltnis von
etwa eineinhalbjahriger Dauer bestanden hat, BAG, Urteil vom 23.01.2019 - 7 AZR 733/16 —
Pressemitteilung Nr. 3 /19.

Die sachgrundlose Befristung eines Arbeitsvertrags ist nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG nicht zuldssig, wenn

zwischen dem Arbeitnehmer und der Arbeitgeberin bereits acht Jahre zuvor ein Arbeitsverhaltnis von
etwa eineinhalbjahriger Dauer bestanden hat, das eine vergleichbare Arbeitsaufgabe zum Gegenstand
hatte. Die Rechtsprechung des BAG, § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG erfasse in verfassungskonformer Auslegung
nicht solche Vorbeschaftigungen, die langer als drei Jahre zuriickliegen, ist nach einer Entscheidung des
BVerfG nicht mehr aufrecht zu erhalten, da sie die Grenzen zuldssiger Auslegung (iberschritten hat. Der
Anwendungsbereich der Norm ist allerdings dann durch verfassungskonforme Auslegung einzuschranken,
soweit das Verbot der sachgrundlosen Befristung unzumutbar ist, weil eine Gefahr der Kettenbefristung
in Ausnutzung der strukturellen Unterlegenheit der Beschaftigten nicht besteht und das Verbot der
sachgrundlosen Befristung nicht erforderlich ist, um das unbefristete Arbeitsverhaltnis als
Regelbeschaftigungsform zu erhalten. Das Verbot der sachgrundlosen Befristung kann danach
insbesondere unzumutbar sein, wenn eine Vorbeschéaftigung sehr lang zurtickliegt, ganz anders geartet
oder von sehr kurzer Dauer gewesen ist. Um einen solchen Fall handelt es sich vorliegend nicht.

- DDN- Diakonischer Dienstgeberverband Niedersachsen -


http://juris.bundesarbeitsgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bag&Art=pm&Datum=2019&nr=21852&pos=8&anz=11&titel=Sachgrundlose_Befristung_-_Vorbeschäftigung

-11 -

11. BAG: Schwerbehindertenvertretung muss bei Kiindigung nicht unverziiglich gehort werden

Eine Kiindigung ist nicht allein deshalb unwirksam, weil der Arbeitgeber die
Schwerbehindertenvertretung entgegen § 95 Absatz Il 1 SGB IX aF (seit dem 1.1.2018: § 178 Absatz Il 1
SGB IX) nicht unverziiglich Gber seine Kiindigungsabsicht unterrichtet oder ihr das Festhalten an seinem
Kundigungsentschluss nicht unverziglich mitteilt. BAG, Urteil vom 13.12.2018 — 2 AZR 378/18

GWR 2019, 77, Rechtsanwalt Dr. Bastian Bayer, dkm Rechtsanwalte, Miinchen

Die Beklagte beantragte im Dezember 2016 die behérdliche Zustimmung zu einer ordentlichen Kiindigung
des Arbeitsverhaltnisses der einem schwerbehinderten Menschen gleichgestellten Klagerin. Das

Integrationsamt erteilte die Zustimmung mit Bescheid vom 20.2.2017. Mit Schreiben vom 7.3.
beziehungsweise 15.3.2017 horte die Beklagte den Betriebsrat sowie die Schwerbehindertenvertretung
zu ihrer Beendigungsabsicht an und kiindigte am 24.3.2017 das Arbeitsverhaltnis der Klagerin zum
30.9.2017. Die Vorinstanzen haben der dagegen gerichteten Kiindigungsschutzklage stattgegeben.

Auf die Revision der Beklagten hat das BAG das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache zur neuen
Verhandlung und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zuriickverwiesen. Das Berufungsgericht habe
zu Unrecht angenommen, dass die Kiindigung nach § SGB_IX § 95 SGB_IX § 95 Absatz Il 3 SGB IX aF (§
SGB_IX § 178 SGB_IX § 178 Absatz Il 1 SGB IX nF) unwirksam sei, weil die Beklagte die
Schwerbehindertenvertretung erst nach Abschluss des Verfahrens vor dem Integrationsamt und nach
Anhorung des Betriebsrats beteiligt habe. Der erforderliche Inhalt der Anhérung und die Dauer der Frist
fur eine Stellungnahme der Schwerbehindertenvertretung richteten sich nach den fiir die Anhérung des
Betriebsrats geltenden Grundsatzen (§ BETRVG § 102 BetrVG). Die Kiindigung sei nicht allein deshalb
unwirksam, weil der Arbeitgeber die Schwerbehindertenvertretung entgegen § SGB_IX § 95 SGB_IX § 95
Absatz Il 1 SGB IX aF (§ SGB_IX § 178 SGB_IX § 178 Absatz Il 1 SGB IX nF) nicht ,unverziiglich” Gber seine
Klandigungsabsicht unterrichtet oder ihr das Festhalten an seinem Kiindigungsentschluss nicht
unverziglich mitgeteilt habe. Der Senat konnte anhand der bisher getroffenen Feststellungen die
Wirksamkeit der Kiindigung nicht abschlieend beurteilen.

Der Arbeitgeber ist nunmehr, entgegen der bisherigen h. M. nicht mehr gehalten, eine bestimmte
Reihenfolge im Formalmarathon der Beteiligungen bei der Kiindigung eines schwerbehinderten
Arbeitnehmers einzuhalten. Der Arbeitgeber kann nach der Entscheidung des BAG daher sowohl den
Betriebsrat als auch die Schwerbehindertenvertretung erst nach der Zustimmung des Integrationsamtes
beteiligen.

Fiir die Schwerbehindertenvertretung entfaltet sich nunmehr zwar das von der Vorinstanz skizzierte
Risiko, wonach der Arbeitgeber mit seinem Antrag beim Integrationsamt deutlich macht, dass seine
Willensbildung bereits abgeschlossen ist, d. h. dass er zur Kiindigung entschlossen ist. Dies kann dem
Zweck der Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung durchaus entgegenlaufen. Andererseits zeigt die
Entscheidung des BAG, dass der Arbeitgeber die Anhérung der Schwerbehindertenvertretung kiinftig
ebenso detailliert auszugestalten hat wie die Anhorung des Betriebsrates gem. § 102 BetrVG. Ferner ist
nun auch hochstrichterlich geklart, dass die Wochenfrist des § 102 BetrVG analog fiir die Anhérung der
Schwerbehindertenvertretung heranziehen ist.

12. BAG: Erwerbsminderung als auflosende Bedingung des Arbeitsverhaltnisses
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Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts, Urteil vom 20. Juni 2018 — 7 AZR 737/16, ist wegen des in
den Rechtsfolgen im Wesentlichen gleichen Regelung des § 37 TV DN fiir die DDN-Mitglieder

interessant. Die durch die Tarifvorschrift des § 33 Abs. 2 TV6D angeordnete Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses nach Bewilligung einer Rente wegen voller Erwerbsminderung auf unbestimmte
Dauer ist nach der standigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts durch einen Sachgrund iSv. §§
21, 14 Abs. 1 TzBfG gerechtfertigt. Sie bewirkt keine nach § 7 Abs. 2 AGG unzuldssige Benachteiligung
wegen einer Behinderungl. An dieser Rechtsprechung halt das Bundesarbeitsgericht fest.

Es handelt sich nicht deshalb um eine Rente auf Zeit, weil die Rente nach dem Rentenbescheid langstens
bis zum Monat des Erreichens der Regelaltersgrenze bewilligt wurde. Nach § 43 Abs. 2 SGB VI wird die
Erwerbsminderungsrente bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze bewilligt. Ab diesem Zeitpunkt erhalt
der Arbeitnehmer Altersrente, so dass dauerhaft eine rentenrechtliche Absicherung gewahrleistet ist. Die
in § 43 Abs. 2 SGB VI vorgesehene Anderung der Rentenart macht die Erwerbsminderungsrente nicht zu
einer Rente auf Zeit iSv. § 33 Abs. 2 Satz 5 TV6D2. Eine Erwerbsminderungsrente auf Zeit wird nach § 102
Abs. 2 Satz 2 SGB VI fur langstens drei Jahre bewilligt. Sie kann nach § 102 Abs. 2 Satz 3 SGB VI verldngert
werden, wobei Verlangerungen fiir langstens drei Jahre nach Ablauf der vorherigen Frist erfolgen (§ 102
Abs. 2 Satz 4 SGB V).

Auch die in dem Rentenbescheid erwdhnte Moglichkeit einer spateren Uberpriifung der
Rentenberechtigung andert nichts daran, dass die Rente unbefristet bewilligt wurde. Hierbei handelt es
sich lediglich um einen Hinweis auf die gesetzliche Regelung des § 100 Abs. 3 SGB VI iVm. § 48 SGB X3.
Das Arbeitsverhaltnis endet nach § 33 Abs. 2 Satz 3 TV6D mit Ablauf des dem Rentenbeginn
vorangehenden Tages, wenn die Rente erst nach der Zustellung des Rentenbescheids beginnt. Nach §§
21, 15 Abs. 2 TzBfG kann das Arbeitsverhaltnis allerdings friihestens zwei Wochen nach Zugang der
schriftlichen Unterrichtung des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber tGber den Zeitpunkt des
Bedingungseintritts enden.

13. BAG: Befristete Weiterbeschaftigung nach Erreichen der Regelaltersgrenze
BAG, Urteil vom 19.12.2018 - 7 AZR 70/17 — Pressemitteilung Nr. 69/18
Die Regelung des § 41 Satz 3 SGB VI ermdoglicht den Arbeitsvertragsparteien im Falle der vereinbarten

Beendigung des Arbeitsverhaltnisses bei Erreichen der Regelaltersgrenze den Beendigungszeitpunkt
durch eine Vereinbarung wahrend des Arbeitsverhaltnisses, gegebenenfalls mehrfach, hinauszuschieben.
Das BAG stellt im Anschluss an die Entscheidung des EUGH mit dem Urteil vom 19. Dezember 2018 fest,
dass § 41 Satz 3 SGB VI den verfassungsrechtlichen Vorgaben geniigt und nach der o.g. Entscheidung des
Gerichtshofs der Europaischen Union mit dem Unionsrecht vereinbar ist. Die Revision des Klagers hatte
damit vor dem Siebenten Senat keinen Erfolg. Auch die Vorinstanzen wiesen die Klage ab.

Der im Juli 1949 geborene Klager war bei dem beklagten Land als Lehrer an einer berufsbildenden Schule
mit einem Unterrichtsdeputat von 23 Wochenstunden beschaftigt. Nach der arbeitsvertraglich in Bezug
genommenen Regelung in § 4 des Tarifvertrags fir den 6ffentlichen Dienst der Lander (TV-L) endete das
Arbeitsverhaltnis wegen Erreichens der Regelaltersgrenze am 31. Januar 2015. Am 20. Januar 2015
vereinbarten die Parteien, dass das Arbeitsverhaltnis erst mit Ablauf des 31. Juli 2015 endet. Mit
Schreiben vom 3. Februar 2015 ordnete die Schulleiterin zunachst an, dass der Klager in der Zeit vom 1.
Februar bis zum 31. Juli 2015 jederzeit widerruflich tGber seine vertraglich festgelegte Regelstundenzahl
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hinaus weitere 4 Wochenstunden Unterricht zu erteilen hatte. Mit Schreiben vom 4. Marz 2015 wurde
sodann die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit des Klagers mit Wirkung vom 1. Februar 2015 auf 25,5
Wochenstunden erhoht. Der Kldager hat mit der Klage die Feststellung begehrt, dass sein Arbeitsverhaltnis
nicht aufgrund der vereinbarten Befristung am 31. Juli 2015 geendet hat.

Zu beachten ist, dass es unentschieden geblieben ist, ob eine Hinausschiebensvereinbarung voraussetzt,
dass nur der Beendigungszeitpunkt des Arbeitsverhaltnisses unter Beibehaltung der Ubrigen
Vertragsbedingungen gedndert wird. In der streitgegenstandlichen Vereinbarung wurde lediglich der
Beendigungszeitpunkt hinausgeschoben. Der Abschluss der vertraglichen Abrede (ber die
Arbeitszeiterh6hung erfolgte erst sechs Wochen spater und damit nicht im Zusammenhang mit der
Vereinbarung liber das Hinausschieben des Beendigungszeitpunkts, so die Feststellung des
Bundesarbeitsgerichts.

Ausweislich der aktuellen Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts kann durch den Abschluss einer
individuellen Vereinbarung nach § 41 Satz 3 SGB VI der tariflich vereinbarte Beendigungszeitpunkt des
Arbeitsverhaltnisses wirksam (ber das Erreichen der Regelaltersgrenze hinausgeschoben werden.

Die Fragestellung, ob eine Anderung der Arbeitsbedingungen (z.B. Reduzierung oder Erhéhung der
Arbeitszeit) im Zusammenhang mit der Vereinbarung nach § 41 Satz 3 SGB VI ebenfalls zuldssig ist, bleibt
ungeklart. In der zweitinstanzlichen Rechtsprechung wird nach wie vor die Auffassung vertreten, dass
eine Anderung der Arbeitsbedingungen im Zusammenhang mit der Vereinbarung schadlich ist.

Zur Vermeidung von Rechtsrisiken wird empfohlen, die Anderungen der Arbeitsbedingungen in einer
angemessenen Zeit vor oder nach dem Abschluss der Vereinbarung Gber das Hinausschieben des
Beendigungszeitpunkts in einer getrennten Vereinbarung zu regeln.

14. BAG: Erh6hung eines iibertariflichen Entgeltbestandteils aufgrund betrieblicher Ubung

Bislang war das BAG sehr zuriickhaltend in der Annahme eines Verpflichtungswillens des nicht
tarifgebundenen Arbeitgebers, wenn dieser in der Vergangenheit freiwillig die Entgelte entsprechend den
Tariferhohungen seiner Branche steigerte. Darauf sollen sich Arbeitgeber nicht mehr berufen kénnen,
wenn sie sich durch arbeitsvertragliche Inbezugnahme des Tarifvertrags individualrechtlich verpflichtet
haben, Tariflohnerh6hungen weiterzugeben und diese in standiger Praxis auch auf den libertariflichen
Anteil erstrecken. In einem solchen Fall muss der Arbeitgeber, um eine vertragliche Bindung aus
betrieblicher Ubung zu vermeiden, einen entsprechenden transparenten Vorbehalt im Zusammenhang
mit der jeweiligen Vergltungsentscheidung machen. Amtl. Leitsatz aus dem BAG, Urteil vom 19.09.2018 -

5 AZR 439/17:

Beschrinkt der Arbeitgeber Entgelterh6hungen nicht auf den Arbeitsverdienst, den er durch die

arbeitsvertragliche Inbezugnahme eines Tarifvertrags zu zahlen verpflichtet ist, sondern erh6ht er
zugleich den zusdétzlich gewdhrten (ibertariflichen Entgeltbestandteil in gleicher Weise wie den
tariflichen, kommt es fiir das Entstehen einer betrieblichen Ubung in Bezug auf den iibertariflichen
Verglitungsanteil allein darauf an, wie die Arbeitnehmer das Verhalten des Arbeitgebers nach Treu
und Glauben unter Beriicksichtigung aller Begleitumstidnde verstehen mussten und durften.
Der Klager ist bei der beklagten Bank bzw. deren Rechtsvorgangerin seit 1989 beschaftigt. Laut
Arbeitsvertrag findet auf das Arbeitsverhaltnis der Bankentarifvertrag Anwendung. Die Beklagte erganzt
das tarifliche Eingruppierungssystem ,seit jeher” als ,Haustarif“ um eine weitere sog. tbertarifliche
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Steigerungsstufe ab dem 11. Berufsjahr. Mit Schreiben vom 30.12.1996 wurde dem Klager mitgeteilt,
dass er in der fiir ihn geltenden Tarifgruppe 6 diese Ubertarifliche Stufe erreicht habe. Bei der
,Uberleitung” der Arbeitsverhiltnisse von einem Eigenbetrieb auf eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts im
Jahr 2009 teilte der damalige Vorstandsvorsitzende per E-Mail mit, allen Mitarbeitern eine dynamische
Bestandswahrung zu geben und kiinftige Anderungen des Bankentarifvertrags zur Anwendung zu
bringen. Bis zum Jahr 2016 erh6hte die Beklagte die Gesamtgehalter der Beschaftigten, d.h. einschlieflich
der Ubertariflichen Stufe, stets entsprechend den Tariferh6hungen im Bankgewerbe. Erstmals bei der
Tariferhohung 2014 wies die Beklagte darauf hin, dass kein Anspruch auf eine Erh6hung des
Ubertariflichen Teils des Gehalts bestehe. Zur Tariflohnerhéhung ab dem 01.10.2016 teilte die Beklagte
dem Klager mit, dass die Lohnerhéhung ,vollstandig auf den (ibertariflichen Anteil der Gbertariflichen
Gehaélter anzurechnen” sei. Mit seiner Klage macht der Klager Tariflohnerhéhungen geltend. ArbG und
LAG wiesen die Klage ab.

Die Revision des Klagers hatte Erfolg. Er habe Anspruch auf Erh6hung des libertariflichen
Entgeltbestandteils entsprechend dem Bankentarifvertrag. Dieser sei durch den Arbeitsvertrag dynamisch
in Bezug genommen. Der Anspruch auf Erhéhung des tatsachlich zustehenden Gehalts und nicht nur
eines ,tariflichen Anteils” ergebe sich aus betrieblicher Ubung. Darunter sei die regelmaRige
Wiederholung bestimmter Verhaltensweisen des Arbeitgebers zu verstehen, aus denen die Arbeitnehmer
schlieRen kdnnten, ihnen solche eine Leistung oder eine Verglinstigung auf Dauer eingerdaumt werden.
Eine betriebliche Ubung kdnne sich auch auf libertarifliche Leistung oder {ibertarifliche Anteile einer
einheitlichen Leistung beziehen. Es sei unerheblich, ob der betreffende Arbeitnehmer selbst schon bisher
in die Ubung einbezogen sei. Das Vertragsangebot des Arbeitgebers sei regelmaRig so zu verstehen, dass
er alle Arbeitnehmer zu den im Betrieb {iblichen Bedingungen beschaftigen wolle. Das BAG mache in st.
Rspr. eine Ausnahme von diesem Grundsatz, wenn der Arbeitgeber die Entgelte der Beschéftigten
entsprechend der Tarifentwicklung in einem bestimmten Tarifgebiet freiwillig anhebe. Denn aus der
fehlenden Tarifgebundenheit des Arbeitgebers folge fiir die Arbeitnehmer erkennbar der Wille des
Arbeitgebers, die Erhéhungen der Lohne und Gehalter zukiinftig nicht ohne Beitrittsprifung
entsprechend der Tarifentwicklung vorzunehmen. Vorliegend ergebe sich aus dem Verhalten der
Beklagten jedoch, dass sich diese gegeniiber den Arbeitnehmern vertraglich binden wolle. Hierfir
spreche, dass sie ein eigenes betriebliches Entgeltsystem mit einer ergdnzenden ,Steigerungsstufe” zum
tariflichen Eingruppierungssystem entwickelt und seit jeher zur Anwendung gebracht habe.

15. BAG: Nachzuentrichtende Lohnsteuern — Regress des Arbeitgebers

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 14. November 2018 — 5 AZR 301/17

Der Anspruch des Arbeitgebers gegen den Arbeitnehmer auf Erstattung nachentrichteter Lohnsteuer
nach § 42d Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 Satz 1 EStG, § 44 Abs. 1 Satz 1 AO iVm. § 426 Abs. 1 Satz 1 BGB wird im
Sinne einer tarifvertraglichen Ausschlussfrist fallig mit tatsachlicher Zahlung des Steuerbetrags.

Schuldner der Lohnsteuer ist der Arbeitnehmer (§ 38 Abs. 2 Satz 1 EStG). Der Arbeitgeber ist zum
Einbehalt und Abzug der Lohnsteuer verpflichtet. Nach § 38 Abs. 3 Satz 1, Abs. 1 Satz 1 EStG hat der
Arbeitgeber bei Einklinften aus nichtselbstandiger Arbeit Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn

fiir Rechnung des Arbeitnehmers einzubehaltenl. Mit dem Abzug und der Abfiihrung von
Lohnbestandteilen erfiillt der Arbeitgeber gegenliber dem Arbeitnehmer seine Vergiitungspflicht. Der

- DDN- Diakonischer Dienstgeberverband Niedersachsen -


https://juris.bundesarbeitsgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bag&Art=en&sid=2f4f6d81ff23d5cf15ece5d0b921c63f&nr=21906&pos=0&anz=1

-15 -

Einbehalt des Arbeitgebers flir Rechnung des Arbeitnehmers (§ 38 Abs. 3 Satz 1 EStG) dient der
Vorbereitung der Abflhrung. Erfullt wird erst durch die Abfihrung nach § 41a EStG, wobei der
Arbeitgeber in einer Art treuhdnderischer Stellung fir den Steuerfiskus tatig wird. Dies betrifft den
jeweiligen Arbeitnehmer als Schuldner der Lohnsteuer unmittelbar, weil er den Abzug vom Lohn zu
dulden hat. Der Arbeitgeber haftet zwar fir die Lohnsteuer, die er einzubehalten und abzufihren hat (§
42d Abs. 1 Nr. 1 EStG). Soweit diese Haftung reicht, sind der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nach der
ausdricklichen Anordnung des § 42d Abs. 3 Satz 1 EStG jedoch Gesamtschuldner (§ 44 Abs. 1 Satz 1 AO).
Dabei erfillt der Arbeitgeber eine fremde Schuld, denn im Verhaltnis von Arbeitgeber und Arbeitnehmer
zueinander ist grundsatzlich allein der Arbeitnehmer Schuldner der Steuerforderung.

Die Steuerlast trifft den Arbeitgeber auch dann nicht, wenn er zu wenig Steuern einbehalt und dadurch zu
viel Lohn an den Arbeitnehmer auszahlt. Das Finanzamt kann ihn zwar auf Entrichtung der fehlenden
Steuer in Anspruch nehmen; er hat jedoch, wenn er gezahlt hat, gegeniiber dem Arbeitnehmer einen
Erstattungsanspruch.

Der Erstattungsanspruch des Arbeitgebers als (ehemaliger) Arbeitgeber aufgrund abgefihrter Lohnsteuer
unterliegt als zivilrechtlicher Anspruch tarifvertraglichen Ausschlussfristen (hier: § 14 BRTV-Bau), soweit
diese nicht nur alle beiderseitigen Anspriiche aus dem Arbeitsverhaltnis erfassen, sondern auch solche,
die mit dem Arbeitsverhiltnis in Verbindung stehen.

16. BAG: Arbeitsunfahigkeitsbescheinigungen nach Ablauf des Entgeltfortzahlungszeitraum

Aus der Nichtvorlage von Arbeitsunfahigkeitsbescheinigungen fiir die Zeit nach Ablauf des
Entgeltfortzahlungszeitraums nicht geschlossen werden kann, dass der Klager ab diesem Zeitpunkt wieder
arbeitsfahig war, Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 21. November 2018 — 7 AZR 394/17; Rz. 43.

Es mag viel dafiir sprechen, dass die Pflicht zur Vorlage von Arbeitsunfahigkeitsbescheinigungen (§ 5 Abs.
1 EFZG) den Arbeitnehmer im ungekiindigten Arbeitsverhaltnis auch wahrend solcher Zeiten trifft, fir die
er nach § 3 Abs. 1 EFZG keine Entgeltfortzahlung (mehr) beanspruchen kann.

Kommt der Arbeitnehmer seiner gesetzlichen Obliegenheit nach § 5 Abs. 1 EFZG nicht nach, so hat der
Arbeitgeber nach der gesetzlichen Konzeption ein Leistungsverweigerungsrecht nach § 7 Abs. 1 Nr. 1
EFZG. Daneben kann bei Vorliegen weiterer Voraussetzungen ein Schadensersatzanspruch des
Arbeitgebers oder eine verhaltensbedingte Kiindigung in Betracht kommen.

Rechtsfolge der unterbliebenen Vorlage ist jedoch nicht der Eintritt einer Vermutung, dass der
Arbeitnehmer nicht (mehr) arbeitsunfahig sei.

17. LAG: Arbeitsvertrag kann zustande kommen, indem der Arbeitnehmer seine Arbeit tatsachlich
aufnimmt und der Arbeitgeber die Arbeit annimmt
Hat ein Arbeitgeber durch einen nicht zum Abschluss von Arbeitsvertragen bevollméachtigten Mitarbeiter
(zuklinftiger Fachvorgesetzter) einem in einem anderen Unternehmen des Konzerns beschaftigten
Mitarbeiter mitgeteilt, er werde zu ihm ,, wechseln” und ihm dabei die Konditionen der Beschaftigung
mitgeteilt und hat der Arbeitnehmer keine Anhaltspunkte dafiir, dass eine Arbeitnehmeriberlassung
beabsichtigt ist, gibt der Arbeitnehmer mit Aufnahme der Arbeit zu den neuen
Arbeitsvertragsbedingungen ein konkludentes Angebot auf Abschluss eines Arbeitsvertrags ab. Dieses
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Angebot nimmt der Arbeitgeber regelmaRig durch Eingliederung des Betroffenen in den Betrieb und
widerspruchsloses ,Arbeiten lassen” konkludent an. Ein tarifliches Schriftformgebot fir den Abschluss
eines Arbeitsvertrags fihrt in der Regel nicht zur Unwirksamkeit des durch tatsachliches Handeln
zustande gekommenen Arbeitsvertrags. Dies jedenfalls, wenn die entsprechende Klausel nicht konstitutiv
ist (LAG Schleswig — Holstein, Urteil vom 07.08.2018 - 1 Sa 23/18 — Pressemitteilung).

18. Beriicksichtigung der Jahressonderzahlung bei der Berechnung des pfandbaren Einkommens
In einer aktuellen Entscheidung musste das Landesarbeitsgericht Sachsen-Anhalt (Urteil vom 17.01.2019
— 2 Sa 354/16) die Frage entscheiden, ob eine im November zur Auszahlung kommende
Jahressonderzahlung pfandungsrechtlich lediglich diesem Monat zuzuordnen oder fiktiv auf den ein Jahr
betragenen Bezugszeitraum aufzuteilen ist.
Die Beklagte hatte aufgrund eines Pfandungs- und Uberweisungsbeschlusses einen erheblichen Teil der
Jahressonderzahlung, welche sie allein dem Monat November zugeordnet hatte, an den Glaubiger
ausgezahlt. Die Rechtsfrage war fiir die Entscheidung wichtig, weil eine Zuordnung lediglich zum Monat
November in diesem Monat ein deutlich héheres pfandbares Einkommen zur Folge gehabt hatte. Bei
einer Aufteilung Gber das gesamte Jahr hatte sich im Monat November das pfandbare Einkommen nur
unwesentlich erhoéht.
Das Gericht hatte zunachst erwogen, den zur Auszahlung gelangten Betrag auf die in der Zahlungsperiode
liegenden Monate aufzuteilen. Insoweit wurde auf die Kommentierungen von Stein/Jonas/Brehm, ZPO,
21 Aufl., § 850 c Rn. 10 und den Minchener Kommentar zur ZPO/Smid, 5. Aufl., § 850 C Rn. 8 verwiesen,
welche sich wechselseitig zitierten. Weitere Kommentierungen oder gar Rechtsprechung zu diesem
Thema waren nicht feststellbar. Im Ergebnis der miindlichen Verhandlung entschied das Gericht aber
dann wie folgt:
,Eine solche fiktive Aufteilung erscheint jedoch aufgrund des Mischcharakters der Sonderzahlung —
diese honoriert auch Betriebstreue, wie sich aus § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 TV Zuwendung Ang-O/Arb-O
ergibt — als nicht sachgerecht. Der Arbeitnehmer erwirbt nach den tariflichen Regelungen gerade nicht
allein durch seine jeweils monatlich erbrachte Arbeitsleistung mit Ablauf des Zeitabschnitts einen
Rechtsanspruch auf (anteilige) Zahlung der Zuwendung am Fdlligkeitstermin. Der Anspruch héngt
vielmehr von weiteren, stichtagbezogenen Voraussetzungen ab. Seine Rechtsposition ist daher bis zum
Erreichen des Stichtages nicht gesichert und entspricht eher der einer Anwartschaft.”

19. Verlangerung der Elternzeit um das dritte Lebensjahr des Kindes bedarf keiner Zustimmung des

Arbeitgebers
LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.09.2018 - 21 Sa 390/18 - Pressemitteilung Nr. 25/18
Die Inanspruchnahme von Elternzeit fiir das dritte Lebensjahr eines Kindes im Anschluss an die Elternzeit

wahrend der ersten beiden Lebensjahre ist nicht von der Zustimmung des Arbeitgebers abhangig. Aus
dem Wortlaut und der Systematik des § 16 BEEGergibt sich nicht, dass innerhalb der ersten drei
Lebensjahre eines Kindes nur die erstmalige Inanspruchnahme von Elternzeit zustimmungsfrei sein solle.
Die Beschrdankung der Bindungsfrist in § 16 Abs. 1 Satz 2 BEEGauf zwei Jahre spricht vielmehr dafiir, dass
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Beschaftigte im Anschluss an die Bindungsfrist wieder frei disponieren kénnten und sich lediglich an die
Anzeigefristen in § 16 Abs. 1 Satz 1 BEEGhalten missen.

20. LAG: Nachtbereitschaft eines Wohngruppenbetreuers ist keine Bereitschaftszeit

Ein Erzieher, der in einer Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe zur Nachtbereitschaft eingeteilt ist,
leistet hierbei Bereitschaftsdienst i.S.d. § 4 11l Anlage 33 der AVR des Deutschen Caritasverbandes. Es
handelt sich bei der Nachtbereitschaft aber nicht um Bereitschaftszeiten nach § 8 | Anlage 33 der AVR.
Das hat das Landesarbeitsgericht Stuttgart in einem Rechtsstreit um die Vergiitung der Nachtbereitschaft
entschieden. Die Revision wurde zugelassen (PM zum Urteil vom 21.01.2019 - 1 Sa 9/18).

Der Klager ist bei der Beklagten, einer Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, als Erzieher beschaftigt. Er
betreut in einer Wohngruppe in der Regel acht Kinder und Jugendliche, die in einem Haus der Beklagten
untergebracht sind. Der Klager erbringt tagsiiber seine Arbeitsleistung im Schichtdienst. Darliber hinaus
ist er regelmaRig zu Nachbereitschaften eingeteilt, die wahrend der Schulzeiten von 22 Uhr bis 6 Uhr und
wahrend der Ferienzeiten und an Wochenenden von 22 Uhr bis 8 Uhr dauern.

Die Beklagte verglitet die Nachtbereitschaften als Bereitschaftsdienste, wobei sie diese entweder mit 25
% der regelmafigen Verglitung vergiitet oder entsprechend in Freizeit umrechnet. Die Beklagte geht
hierbei davon aus, dass die Erzieher wahrend der Nachtbereitschaft schlafen kénnen und nur im
Bedarfsfall ihre Arbeit aufnehmen miissen. Der Klager ist der Auffassung, dass es sich bei der
Nachtbereitschaft um Bereitschaftszeiten handelt, die zu 50 % auf die Arbeitszeit anzurechnen sind. Er sei
auch wahrend der Nachtbereitschaft umfassend fiir die Kinder und das Haus verantwortlich. Daher
bestehe eine Schlafmoglichkeit lediglich theoretisch. Er miisse seine Arbeit selbststandig aufnehmen,
wenn es hierflr Bedarf gebe.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung des Kldgers hatte vor dem
Landesarbeitsgericht keinen Erfolg. Bei der von der Beklagten angeordneten Nachtbereitschaft handele
es sich um Bereitschaftsdienst, so das LAG. Dieser werde dadurch gekennzeichnet, dass der Arbeitgeber
vom Arbeitnehmer, anders bei der Bereitschaftszeit, keine "wache Achtsamkeit im Zustand der
Entspannung” erwarte. Vielmehr diirfe sich der Arbeitnehmer wahrend der Nachtbereitschaft ausruhen
oder sogar schlafen.

Bereitschaftsdienst im Sinne der AVR verlange auch nicht dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber zur
Arbeit aufgefordert werde. Er kdnne auch dann vorliegen, wenn sich der Arbeitnehmer, wie im
vorliegenden Fall, durch auffallige Vorgdnge im Haus veranlasst sieht, nach den Kindern zu sehen.

Da bislang keine Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zur Nachtbereitschaft von Erziehern in den
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe vorliegt, hat das LAG die Revision zum Bundesarbeitsgericht
zugelassen.

21. Heranziehung externen Sachverstands (Rehabilitationstrager) beim betrieblichen
Eingliederungsmanagement (BEM)

(Landesarbeitsgericht Frankfurt, Urteil vom 13.08.2018, 16 Sa 1466/17)

Der Arbeitgeber muss bei Einleitung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) darauf

hinweisen, dass von ihm die ortlichen gemeinsamen Servicestellen (ab 01.01.2018: Rehabilitationstrager)
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hinzugezogen werden, sofern Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht
kommen.

Die 1958 geborene Klagerin ist seit dem 02.08.1999 als Hauswirtschafts- und Reinigungskraft bei der
Beklagten tatig. Bei ihr wurde mit Bescheid vom 20.07.2018 ein Grad der Behinderung von 30 mit
Wirkung ab dem 26.04.2018 festgestellt. In den Jahren 2013 bis 2017 war die Klagerin jeweils mehr als 90
Tage arbeitsunfdhig erkrankt. Seit Anfang Mai 2018 arbeitete die Klagerin wieder vollschichtig. Mit
Schreiben vom 16.12.2015 bot die Beklagte der Kldgerin die Durchfiihrung eines betrieblichen
Eingliederungsmanagements (BEM) an, womit sich die Kldgerin einverstanden erklarte. Daran
anschlieRend fanden im Rahmen des BEM zwischen dem 20.03.2016 und dem 30.11.2016 vier Gesprache
unter Teilnahme der Mitarbeitervertretung statt. Sodann horte die Beklagte die Mitarbeitervertretung zu
einer ordentlichen personenbedingten Kiindigung der Klagerin zum 30.09.2018 an. Diese erklarte die
Beklagte mit Schreiben vom 17.03.2017. Hiergegen hat die Klagerin form- und fristgerecht eine
Kindigungsschutzklage beim Arbeitsgericht Wiesbaden erhoben.

Das Arbeitsgericht Wiesbaden hat die Klage abgewiesen. Die ordentliche Kiindigung sei gemalt § 1 Abs. 2
Satz 1 KSchG sozial gerechtfertigt, da die Voraussetzungen einer krankheitsbedingten Kiindigung
vorlagen. Mildere Mittel zur Kiindigung seien nicht ersichtlich. Des Weiteren habe die Beklagte das BEM
ordnungsgemaR durchgefiihrt. Zum Nachweis reiche hier die pauschale Behauptung der Beklagten, denn
die Klagerin habe der Einflihrung der BEM-Unterlagen in den Kiindigungsschutzprozess nicht zugestimmt.
Gegen das Urteil hat die Beklagte Berufung beim Landesarbeitsgericht Frankfurt eingelegt. Im
Berufungsverfahren wurde unstreitig, dass die Klagerin im Marz/April 2018 an einer Reha-MaRnahme der
DRV erfolgreich teilgenommen hatte. Der zu den Akten gereichte arztliche Entlassungsbericht hatte
dokumentiert, dass in den letzten Jahren wiederholt eine depressive Episode diagnostiziert worden war,
der mit der Reha-Malinahme erfolgreich begegnet werden konnte.

Das Landesarbeitsgericht Frankfurt hat der Berufung entsprochen und festgestellt, dass das
Arbeitsverhaltnis der Parteien durch die Kiindigung der Beklagten vom 17.03.2017 nicht beendet worden
ist. Die Kiindigung der Kldagerin war nach Auffassung des Landesarbeitsgerichts sozial ungerechtfertigt.
Das zwischen den Parteien erforderliche BEM-Verfahren sei bereits nicht ordnungsgemal eingeleitet und
anschliefend auch nicht ordnungsgemal durchgefiihrt worden. Ein entsprechender Nachweis obliege der
Beklagten unabhangig von der Zustimmung der Klagerin, BEM-Unterlagen in das Kiindigungsverfahren
einzufiihren.

Das Einladungsschreiben der Beklagten vom 16.12.2015 entspreche nicht den rechtlichen Anforderungen
an die Einleitung eines BEM-Verfahrens, da es keinen Hinweis darauf enthalte, dass nach § 167 Abs. 2
Satz 4 SGB IX die Rehabilitationstrager hinzuziehen seien, sofern Leistungen zur Teilhabe oder
begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht kimen. Zum Mindeststandard des BEM gehore die
Beteiligung der gesetzlich vorgesehenen Stellen, Amter und Personen sowie die Zusammenarbeit, um
eine an den Zielen des BEM orientierte Klarung ernstlich zu versuchen. Daher sei es Sache des
Arbeitgebers, die Initiative zur Einbeziehung der Rehabilitationstrager zu ergreifen und den Arbeitnehmer
zuvor auf die Ziele des BEM sowie auf Art und Umfang der hierfiir erhobenen und verwendeten Daten
hinzuweisen. Eine schlichte Bezugnahme auf den Text des § 167 Abs. 2 Satz 1 SGB IX reiche nicht aus. Im
Hinblick auf die bei der Klagerin wiederholt diagnostizierte depressive Episode habe es zudem
nahegelegen, dass eine Reha-MalRnahme zu einer Verbesserung des Gesundheitszustandes der Klagerin
geflihrt hatte. Damit lag es fir die Arbeitgeberin auch nahe, im Rahmen des BEM die schon damals
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aktivierten Rehabilitationstrager zu beteiligen, was allerdings nicht erfolgte. Die objektive Nutzlosigkeit
einer Beteiligung habe die Beklagte nicht darlegen kdénnen.

Die gegen das Urteil des Landesarbeitsgerichts Frankfurt eingelegte Revision ist von der Beklagten
inzwischen zuriickgenommen worden.

22. Hinweise zum Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts vom 11. Dezember 2018

Das Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts vom 11. Dezember 2018 ist im Bundesgesetzblatt
Teil I, Seite 2384 veroffentlicht worden und am 1. Januar 2019 in Kraft getreten. Es beinhaltet neben
Anderungen im Teilzeitrecht auch wesentliche Neuerungen zur Abrufarbeit im Sinne des § 12 TzBfG. Der
als Anlage 3 iibersandte Beitrag enthilt weiterfiihrende Hinweise zu den spezifischen Anderungen bei
Teilzeitanspriichen durch das Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts vom 11. Dezember 2018.
Die dort verabschiedeten Anderungen sind zum 01.01.2019 in Kraft getreten. Insbesondere von
Bedeutung sind der Anspruch auf sog. Briickenteilzeit nach § 9a TzBfG n. F., der Anspruch auf
Arbeitszeiterhéhung nach § 9 TzBfG n. F. und Neuregelungen zur Arbeit auf Abruf nach § 12 TzBfG.

23. EU-Richtlinie zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und
pflegende Angehdrige beschlossen

(Quelle: Pressemitteilung des Bmfsfj Nr. 6/2019 v. 06.02.2019)

Deutschland hat am 06.02.2019 zusammen mit der Mehrheit der Mitgliedstaaten der EU der

Vereinbarkeitsrichtlinie zugestimmt. Ziel der Richtlinie ist es, in der gesamten EU die Vereinbarkeit von

Familie, Pflege und Beruf zu verbessern. Konkret soll die Richtlinie fiir eine gerechtere Aufteilung von

Betreuungs- und Pflegeaufgaben zwischen Frauen und Mannern sorgen und die Erwerbsbeteiligung

insbesondere von Frauen férdern. Auf folgende Mindeststandards haben sich die EU-Mitgliedstaaten mit

dem Europdischen Parlament u.a. geeinigt:

e Zehn Tage bezahlte Auszeit fiir den zweiten Elternteil rund um die Geburt des Kindes, es sei denn,
ein nationales System sieht bereits die Moglichkeit der Gewahrung eines deutlich langeren
Zeitraums fiir beide Eltern vor.

e Vier Monate Elternzeit fir jeden Elternteil, zwei Monate davon sind bezahlt und nicht auf den
anderen Elternteil Gbertragbar.

e Fiinf Tage Zeit fir Pflege pro Jahr

e Recht auf Beantragung flexibler Arbeitsregelungen fiir Eltern und pflegende Angehdrige

e Besserer Kiindigungsschutz fur Eltern und pflegende Angehorige

Das deutsche System an Vereinbarkeits-MaRnahmen stellt Eltern und pflegende Angehdérige aktuell
besser, als dies durch die Richtlinie nun verpflichtend wird.

Die Richtlinie sieht bspw. zehn Tage bezahlte Auszeit fiir den zweiten Elternteil vor. In Deutschland sind
aktuell zwei Elterngeld-Monate nicht ibertragbar, gemeinsam stehen beiden Eltern bis zu 14 Monate
Elterngeld zu. Das heilst der zweite Elternteil, der Elterngeld in Anspruch nimmt, kimmert sich
mindestens zwei Monate um das Kind.

Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf beruht in Deutschland auf drei Sdulen:
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(1) In einem akuten Pflegefall besteht die Moglichkeit, bis zu zehn Arbeitstage der Arbeit fernzubleiben,
wenn dies erforderlich ist, um eine bedarfsgerechte Pflege zu organisieren oder eine pflegerische
Versorgung in dieser Zeit sicherzustellen. Fir diese Zeit besteht ein Anspruch auf eine
Lohnersatzleistung, das Pflegeunterstiitzungsgeld, das bei der Pflegekasse des Pflegebediirftigen
beantragt wird. Die Zahlung ist auf insgesamt zehn Arbeitstage begrenzt, kann aber durch mehrere
nahe Angehdérige in Anspruch genommen werden.

(2) Far bis zu sechs Monate besteht nach dem Pflegezeitgesetz ein Anspruch auf vollstandige oder
teilweise Freistellung fir die Pflege in hauslicher Umgebung. Dieser Anspruch besteht auch fiir die
auch auBerhausliche Betreuung von Minderjahrigen sowie fiir die Begleitung in der letzten
Lebensphase, ist dann aber auf drei Monate begrenzt.

(3) Um die Pflege in hauslicher Umgebung fiir einen langeren Zeitraum sicherstellen zu kdnnen, haben
Beschaftigte nach dem Familienpflegezeitgesetz das Recht auf eine bis zu 24-monatige teilweise
Freistellung bei einer wéchentlichen Mindestarbeitszeit von 15 Stunden. Diese teilweise Freistellung
kann auch fir minderjahrige pflegebediirftige nahe Angehorige in Anspruch genommen werden.
Beide Freistellungsmoglichkeiten sind miteinander kombinierbar, diirfen aber eine Gesamtdauer von
24 Monaten nicht Gberschreiten. Fiir die Dauer der Freistellungen auch nach dem Pflegezeitgesetz
kann ein zinsloses Darlehen in Anspruch genommen werden.

24. Die Zahl der gut geeigneten Bewerber steigern

(Auszug aus haufe.de/personal News 21.01.2019 ,Realistic Job Preview” von Prof. Dr. Uwe P. Kanning,
Hochschule Osnabriick)

Gutes Personalmarketing kommuniziert die realen Vorziige des Arbeitgebers nach auBen, redet aber auch
die Anforderungen nicht klein oder schont die Arbeitsbedingungen. Es beeinflusst den Markt der
potenziellen Bewerber so, dass sich gut geeignete Personen verstarkt auf die ausgeschriebene Stelle
bewerben und weniger geeignete Personen sich von einer Bewerbung abschrecken lassen.

In der Forschung bezeichnet man diesen Prozess als ,,Realistic Job Preview”. Die realistische
Tatigkeitsinformation setzt sinnvollerweise bereits bei der Stellenanzeige und der Gestaltung der
Internetseiten an und wird im eigentlichen Auswahlverfahren — also zum Beispiel im Einstellungsinterview
— fortgefihrt.

Nun stellt sich die Frage, wie eine realistische Tatigkeitsinformation in der Praxis zu bewerkstelligen ist.
Verschiedene Forschungsergebnisse liefern hierzu Anregungen.

Bei der Stellenanzeige ist die Informationsmenge wichtiger als das Anzeigenformat Grundsatzlich tragt die
Menge der Informationen, die ein Arbeitgeber veroffentlicht zu héherer Attraktivitat bei und zwar
insbesondere bei gut qualifizierten Bewerbern oder solchen mit mehr Berufserfahrung. Die
Informationsmenge bezieht sich sowohl auf die Anforderungen, die der Arbeitsplatz an zukiinftige
Mitarbeiter stellt, als auch auf Weiterbildungsmaoglichkeiten, Karrierechancen oder andere Aspekte der
Rahmenbedingungen. Wer von neuen Mitarbeitern Einsatzbereitschaft oder Filhrungskompetenz
erwartet, muss die liblichen Worthilsen also mit Leben fiillen. Natirlich lassen sich diese Informationen
aus Kostengriinden nicht in einer Stellenanzeige unterbringen. Hierzu sind die Internetseiten des
Unternehmens viel besser geeignet. Hier lieRe sich zum Beispiel auch die Beschreibung einer
durchschnittlichen Arbeitswoche oder Ahnliches unterbringen. All dies dient dazu, dass Bewerber einen
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plastischen Eindruck von der Arbeitsrealitat der fraglichen Stelle erhalten. Die Reichhaltigkeit der
Informationen ist bei einer Stellenanzeige lbrigens wichtiger als ihre reine GrofRe. GroRe Stellenanzeigen
ziehen zwar eher die Aufmerksamkeit auf sich, dies nitzt aber wenig, wenn sie kaum verwertbare
Informationen liefern. Flr aufwendig gestaltete, bunte Stellenanzeigen diirfte dies in gleicher Weise
gelten.

Die Jobanzeige sollte konkrete Arbeitsplatzmerkmale aufzeigen. Im Zusammenhang mit der
unglickseligen Diskussion um Generation X, Y, Z wird immer wieder der Eindruck erweckt, als wiirden
sich insbesondere jlingere Bewerber vor allem fiir die Werte eines Arbeitgebers interessieren. Studien,
die sich mit der Frage beschaftigen, wie stark sich die Darstellung von konkreten Arbeitsplatzmerkmalen
im Vergleich zu abstrakten Merkmalen auf die Arbeitgeberattraktivitat auswirken, bestatigen dies nicht.
Sie zeigen vielmehr das Gegenteil. Nach wie vor scheint es so zu sein, dass es fiir die meisten Bewerber
sehr viel wichtiger ist zu erfahren, in welcher Stadt sie arbeiten sollen, wie viel Geld sie verdienen, welche
freiwilligen sozialen Leistungen ein Arbeitgeber erbringt, welche Arbeitsaufgaben zu erledigen sind, ob
das Unternehmen wirtschaftlich sicher dasteht und vieles mehr.

Werte sind in der Regel wohl erst dann wichtig, wenn fiir einen Bewerber die Wahl zwischen zwei
Arbeitgebern ansteht, die sich hinsichtlich der konkreten Arbeitsplatzmerkmale kaum unterscheiden. In
dem Fall mag es eher ausschlaggebend sein, ob ein Unternehmen innovativ oder bodenstandig erscheint.
Arbeitgeber sollten also in der AulRendarstellung zunachst einmal differenziert beschreiben, worum es
eigentlich geht, ehe sie sich um ihre Werte Gedanken machen. Hier gilt ganz im Sinne von Bertolt Brecht:
,Erst kommt das Fressen, dann kommt die Moral.”

In vielen Unternehmen lesen sich die publizierten Werte, als hatten die Verantwortlichen einfach alles
zusammengetragen, was edel und gut erscheint. Der Anspruch, die Individualitdt des Unternehmens nach
auBen zu tragen, wird Gberschattet von dem Versuch, sich als mindestens ebenso werthaltig zu
prasentieren wie die Konkurrenz. Grundsatzlich ist es von Vorteil, Werte zu prasentieren. Eine aktuelle
Studie zeigt jedoch, dass der Effekt deutlich groRer wird, wenn Werte nicht nur als solche benannt,
sondern auch erklart werden. Statt lediglich zu schreiben, dass man nachhaltig arbeitet, sollte der
Arbeitgeber erldutern, was in seinem Unternehmen unter nachhaltiger Arbeit verstanden wird. Noch
besser wadre es, wenn er dariiber hinaus Belege liefern wiirde. So kdnnte ein produzierendes
Unternehmen zum Beispiel konkrete Zahlen nennen und angeben, um wie viel Prozent der CO2-Ausstof
im vergangenen Jahr reduziert wurde.

Bilder in der Stellenanzeige fordern die Attraktivitat des Arbeitgebers. Unternehmen, die Bilder auf ihren
Internetseiten zeigen, werden von potenziellen Bewerbern als attraktiver erlebt. Dies gilt jedoch nur
dann, wenn die dargestellten Personen aussehen, wie reale Mitarbeiter. Sobald die Rezipienten den
Eindruck haben, dass hier platte Werbung geschaltet wird, geht der Effekt verloren und kann sich sogar in
sein Gegenteil verkehren. Bewerber wollen nicht den Eindruck haben, dass man sie liber den Tisch zieht.
Oder anders ausgedriickt: Mehrheitlich scheinen die Bewerber keine Werbung, sondern Information zu
suchen. Dies ist durchaus verstandlich. Die Wahl eines Arbeitgebers ist fiir das eigene Leben viel wichtiger
als der Kauf eines Handys oder die Buchung einer Urlaubsreise.

Uber allem steht das Gebot der Glaubwiirdigkeit. Zumindest die qualifizierteren Bewerber beschéaftigen
sich auch mit der Frage, ob die dargestellten Inhalte glaubwiirdig sind, und nutzen die Moglichkeit, sich
gegebenenfalls durch andere Quellen Gber einen Arbeitgeber zu informieren. So wenig wie der
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Arbeitgeber vom Bewerber angelogen werden will, so wenig wissen es Bewerber zu schatzen, wenn sie
von einem potenziellen Arbeitgeber angelogen werden.

25. Arbeitgeberleistungen zum Ausgleich von Rentenabschlagen

Haufe Online Redaktion * News 23.01.2019 Beitragsrecht

Eine vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente ist haufig mit dauerhaften Rentenminderungen
verbunden. Um diese Rentenabschldge im Vorfeld zu vermeiden, sind zusétzliche Beitragszahlungen
moglich. Der Arbeitgeber kann sich mit steuer- und sozialversicherungsfreien Zuschlagen daran
beteiligen. Im Rahmen von Abfindungsverhandlungen kann das eine interessante Méglichkeit sein.

Eine Vollrente wegen Alters kann mit Erreichen der Regelaltersgrenze abschlagsfrei in Anspruch
genommen werden. Die Regelaltersgrenze steigt in den nachsten Jahren bis auf das 67. Lebensjahr.
Dariber hinaus ist eine vorzeitige Renteninanspruchnahme abschlagsfrei nur méglich, wenn der
Versicherte 45 Jahre Versicherungszeit zurlickgelegt hat. Die Altersgrenze fir die Inanspruchnahme dieser
Rente steigt schrittweise bis auf das 65. Lebensjahr.

Die Altersrente fiir langjahrig Versicherte gibt es fiir Personen, die mindestens 35 Jahre in der
Rentenversicherung zuriickgelegt haben. Diese Rente kann ab Vollendung des 63. Lebensjahres in
Anspruch genommen werden. Allerdings ist damit eine Rentenminderung von 0,3 Prozent fir jeden
Monat der vorzeitigen Renteninanspruchnahme verbunden. Pro Jahr des vorzeitigen Rentenbezugs ergibt
sich somit eine Minderung Ihrer Rente um 3,6 Prozent. Sie gilt flir die gesamte Laufzeit der Rente, also
auch lber die Regelaltersgrenze hinaus. Zuklnftig kann sich daraus ein maximaler monatlicher
Rentenabschlag von 14,4 Prozent ergeben.

Rentenminderungen, die durch die vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente entstehen, kénnen
durch die Zahlung von Beitragen ausgeglichen werden. Dafiir ist zunachst die beabsichtigte vorzeitige
Renteninanspruchnahme gegeniiber dem Rentenversicherungstrager zu erklaren. Dieser ermittelt dann
die Hohe der erforderlichen zuséatzlichen Zahlungen. Ab Vollendung des 50. Lebensjahres besteht dann
die Moglichkeit, die Beitrage zu zahlen; dabei sind bis zu zwei Teilbetrdge im Kalenderjahr moglich.
Sofern entgegen der urspriinglichen Absicht keine vorgezogene Altersrente mit Abschlagen in Anspruch
genommen wird, werden die Beitrage nicht erstattet; sie erhéhen dann die abschlagsfreie Rente.
Werden die Ausgleichsbeitrage vom Arbeitgeber iibernommen, ist die Halfte der Beitrdge steuer- und
beitragsfrei. Ubernimmt der Arbeitgeber auch die andere Hilfte der Ausgleichsbetrige, wird diese von
der Finanzverwaltung als Teil der Entschadigung, die im Zusammenhang mit der Auflésung eines
Dienstverhaltnisses geleistet wird, behandelt. In der Sozialversicherung werden diese Zahlungen nicht als
Arbeitsentgelt bewertet, da diese den Entschadigungen fiir den Wegfall kiinftiger Verdienstmaoglichkeiten
aufgrund des Verlustes des Arbeitsplatzes gleichzusetzen sind.

Einige Tarifvertrage raumen den Beschéftigten einen monatlichen Anspruch auf Arbeitgeberleistungen
zur Finanzierung von Ausgleichsbeitragen ab dem vollendeten 50. Lebensjahr ein. Der Anspruch auf die
vom Arbeitgeber gezahlten Ausgleichsbetrage setzt dabei keine Vereinbarung liber eine vorzeitige
Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses voraus.

Auch die Zahlungen gelten im Steuerrecht als Entschadigung, die im Zusammenhang mit der vorzeitigen
Auflésung eines Dienstverhaltnisses stehen. Eine schriftliche Vereinbarung tber die vorzeitige
Beendigung des Dienstverhaltnisses wird nicht gefordert.
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Die Sozialversicherungstrager folgen diesbezliglich der steuerrechtlichen Auffassung und stellen
entsprechende Arbeitgeberleistungen im vollen Umfang beitragsfrei.

26. Freiwilligkeitsvorbehalt und Widerrufsvorbehalt rechtssicher nutzen
von Tim Bulian - 5. Februar 2019 auf arbeitsrecht-weltweit.de

Dieser Beitrag befasst sich mit dem Anwendungsbereich von Freiwilligkeits- und Widerrufsvorbehalten. Er
zielt darauf ab, das Grundverstandnis fiir diese beiden Regelungsinstrumente zu scharfen und typische
Fehler bei ihrer Ausgestaltung in der arbeitsvertraglichen Praxis zu vermeiden.

Freiwilligkeits- und Widerrufsvorbehalte werden in der Praxis hdufig in einem Atemzug genannt.
SchlieBlich verfolgen beide Regelungsinstrumente praktisch gesehen denselben Zweck: Der Arbeitgeber
soll die Méglichkeit haben, eine bereits gewahrte Leistung einseitig abandern zu kénnen. Juristisch
betrachtet handelt es sich bei Freiwilligkeits- und Widerrufsvorbehalten jedoch um zwei strikt
voneinander zu trennende Regelungsinstrumente, die eigenen Anforderungen unterliegen.
Freiwilligkeitsvorbehalte sind arbeitsvertragliche Formulierungen, die einer ,,schleichenden”
Anspruchsbegriindung mittels betrieblicher Ubung entgegenwirken sollen. Mit einem entsprechenden
Freiwilligkeitsvorbehalt will der Arbeitgeber zum Ausdruck bringen, dass die Zahlung etwaiger Leistungen
losgel6st von einer etwaigen Leistungspflicht erfolgt und zukiinftig jederzeit einseitig von ihm wieder
eingestellt werden kann.

Dagegen dienen Widerrufsvorbehalte dem Arbeitgeber als Gestaltungsmittel, um Leistungen, auf die der
Arbeitnehmer grundsatzlich einen Anspruch hat, in bestimmten Fallen (wieder) entfallen zu lassen.

Der Unterschied zwischen den beiden Regelungsinstrumenten ist also folgender: Wahrend der
Freiwilligkeitsvorbehalt dazu dient, bereits die Entstehung von Anspriiche fur die Zukunft zu verhindern,
eroffnet der Widerrufsvorbehalt dem Arbeitgeber die Moglichkeit, einen bereits entstandenen Anspruch
auf eine Leistung (nachtraglich) wieder zu beseitigen.

Dieser grundlegende Unterschied zwischen den beiden Regelungsinstrumenten fihrt direkt zu dem
ersten typischen Fehler bei der Ausgestaltung entsprechender Freiwilligkeits- und Widerrufsvorbehalte:
Der Vermischung beider Regelungsinstrumente. Vertragsklauseln, die beide Regelungsinstrumente
kombinieren, sind widerspriichlich und in daher unwirksam.

,,Die Gewdhrung des 13. Bruttomonatsgehalts erfolgt freiwillig und kann vom Arbeitgeber jederzeit
widerrufen werden.”

Widersprichlich ist vorstehende Klausel deshalb, weil einerseits durch den Zusatz , freiwillig” zum
Ausdruck gebracht wird, dass der Arbeitgeber die Leistung ohne etwaigen Rechtsanspruch des
Arbeitnehmers erbringt. Dagegen impliziert die Formulierung die Leistung ,wiederrufen” zu kénnen, dass
der Arbeitnehmer einen Anspruch auf die Leistung hat.

III

Auch wer glaubt, sich mit nachfolgender ,catch-all Klausel” rechtssicher gegen die schleichende
Begriindung von Anspriichen abzusichern, konnte , bdse liberrascht” werden.

,Zwischen den Parteien besteht Einvernehmen, dass die Gewdhrung sonstiger, in diesem Arbeitsvertrag
nicht geregelter, Leistungen freiwillig und ohne Anerkennung einer etwaigen Rechtspflicht erfolgt.”

Es geniigt namlich gerade nicht, den Freiwilligkeitsvorbehalt einmal pauschal im Arbeitsvertrag zu regeln.
Notwendig ist vielmehr, den Vorbehalt bei der einzelnen Leistungsgewahrung zu konkretisieren und neu

zu erklaren.
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Unwirksam sind schlielRlich auch Freiwilligkeitsvorbehalte, die Leistungen mit Entgeltcharakter umfassen;
also Leistungen, die der Arbeitnehmer im Austausch fiir der Erbringung seiner Arbeitsleistung erhalt. Dies
vor dem Hintergrund, dass der Arbeitgeber nur solche Leistungen ,freiwillig” gewdhren kann, auf die
Arbeitnehmer nicht ohnehin einen Anspruch hat.

,Abgesehen von dem Grundgehalt erhdlt der Arbeitnehmer eine freiwillige Leistungszulage in Hé6he von
EUR X.”

Auch an die Wirksamkeit von Widerrufsvorbehalten werden hohe Anforderungen gestellt. Unwirksame
Klauseln weisen dabei regelmaRig folgende zwei Fehler auf:

,Die vom Arbeitgeber gewdhrten Leistungen sind vollumfdnglich und jederzeit widerrufbar.”

Zu beachten ist zundchst, dass nur ein bestimmter Prozentsatz der Gesamtvergltung widerruflich gestellt
werden darf. Auch wenn es hier keine starren Grenzwerte gibt, tendiert die Rechtsprechung zu
Deckelungswerten zwischen 25 und 30 Prozent des Gesamtverdienstes.

Schlielilich darf die Leistung auch nicht willkirlich widerrufen werden. Erforderlich ist also, dass der
Widerruf an das Vorliegen konkreter sachlicher Griinde gekoppelt wird.

Vorstehender Uberblick iiber die typischen Stolpersteine der arbeitsvertraglichen Ausgestaltung von
Freiwilligkeits- und Widerrufsvorbehalten macht deutlich, dass die ,Freiwilligkeit” arbeitgeberseitig
gewahrter Leistungen hinreichend abgesichert werden sollte. Anderenfalls besteht das Risiko, dass der
Arbeitgeber unbewusst einklagbare Leistungen begriindet, die regelmaRig nicht mehr einseitig
abgedndert werden kdnnen.

27. Minijob: Steuerfreie Aufwandsentschadigung richtig beriicksichtigen

Haufe Online Redaktion = News 15.01.2019 Versicherungsrecht

Die sogenannte Ubungsleiter- und Ehrenamtspauschale zahlt nicht zum Arbeitsentgelt im Sinne der
Sozialversicherung. Bei der Ermittlung des regelmaRigen monatlichen Arbeitsentgelts zur Priifung des
Vorliegens eines 450-Euro-Minijobs bleiben sie unbericksichtigt. Arbeitgeber miissen nun aber eine
Anderung beachten.

In der aktuellen Fassung der Geringfiigigkeits-Richtlinien vom 21.11.2018 ist eine neue Vorgehensweise in

Bezug auf die Bericksichtigung steuerfreier Aufwandsentschadigungen bei 450-Euro-Minijobs geregelt.
Die Priifung des regelmaRBigen monatlichen Entgelts ist demnach nicht mehr davon abhangig, ob der
Arbeitgeber den Steuerfreibetrag pro rata oder en bloc ausschopft.

Die Ubungsleiterpauschale kann fiir nebenberufliche Tatigkeiten, beispielsweise als Ubungsleiter in
Sportvereinen oder als Ausbilder, Erzieher und Betreuer in Anspruch genommen werden. Der
Steuerfreibetrag belduft sich auf 2.400 Euro pro Kalenderjahr.

Nebenberufliche Einnahmen bis zu 720 Euro im Kalenderjahr aus einer ehrenamtlichen Tatigkeit sind
ebenfalls steuerfrei. Die Ehrenamtspauschale kann beispielsweise fiir Tatigkeiten in Vereinen als
Vorstand, Schatzmeister, Platzwart, Geratewart oder auch fiir ehrenamtlich tatige Schiedsrichter im
Amateurbereich bericksichtigt werden.

Fiir die Ermittlung des regelmafBigen monatlichen Arbeitsentgelts zwecks Priifung des Vorliegens eines
450-Euro-Minijobs wird der pro Kalenderjahr zur Verfligung stehende Steuerfreibetrag immer in voller
Hohe vom zu erwartenden Gesamtverdienst fiir das Kalenderjahr abgezogen. Ergibt sich danach im
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Monatsdurchschnitt ein Verdienst bis 450 Euro, liegt ein Minijob (geringfligig entlohnte Beschaftigung)
vor.

Formel fur die Ermittlung des regelmaRigen Arbeitsentgelts pro Kalenderjahr:
Gesamtverdienst ./. Freibetrag = SV-Arbeitsentgelt : Monate des Beurteilungszeitraums

Beispiel 1: Ubungsleiter vom 1.3. bis 31.10., Verdienst 750 Euro.

Ermittlung des regelmaRigen monatlichen Arbeitsentgelts:
Gesamtverdienst (750 Euro x 8 Monate) = 6.000 Euro
./. Steuerfreibetrag = 2.400 Euro
SV-Arbeitsentgelt = 3.600 Euro : 8 = 450 Euro

Ergebnis: Da das regelmafRige monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro nicht Gbersteigt, liegt ein 450-Euro-
Minijob vor.

Eine melde- und beitragspflichtige Beschaftigung im Sinne der Sozialversicherung liegt nur vor, wenn
Arbeitsentgelt erzielt wird. Dies ist abhdngig davon, ob der Steuerfreibetrag pro rata (monatlich) oder en
bloc (am Stiick) beriicksichtigt wird. Wahrend bei der monatlichen Ausschopfung des Steuerfreibetrages
auch in jeden Monat Arbeitsentgelt erzielt wird, liegt in diesen Fallen durchgehend eine
sozialversicherungsrechtlich relevante Beschéaftigung vor. Anders verhilt es sich hingegen, wenn der
Arbeitgeber den Freibetrag am Stlick ausschopft. In diesen Fallen beginnt die melde- und
beitragspflichtige Beschaftigung erst, wenn der Steuerfreibetrag verbraucht ist.

Beispiel 2: Bei dem Ubungsleiter aus Beispiel 1 wird der Steuerfreibetrag von 2.400 Euro

a) monatlich mit 300 Euro bertcksichtigt.
b) zunachst voll ausgeschopft.

Ergebnis a): Die Beschéftigung besteht durchgehend vom 1.3. bis 31.10. Das beitragspflichtige
Arbeitsentgelt betragt monatlich 450 Euro (750 Euro ./. 300 Euro).

Ergebnis b): Die Beschaftigung beginnt erst im Juni, weil die Monate Marz bis Mai voll (jeweils 750 Euro =
2.250 Euro) und der Monat Juni teilweise (2.400 ./. 2.250 Euro = 150 Euro) mit Steuerfreibetrdgen belegt
sind. Beitrage sind im Juni von 600 Euro und in den Monaten Juli bis Oktober von jeweils 750 Euro
Arbeitsentgelt zu zahlen.

Die klassischen Meldungen flr Beschéaftigungen sind die einmalige Anmeldung mit Abgabegrund ,,10“ bei
Beschaftigungsbeginn, die Jahresmeldung mit Abgabegrund ,,50“ fiir abgelaufene Kalenderjahre und die
Abmeldung mit Abgabegrund ,,30“ bei Beendigung der Beschaftigung. Anders verhalt sich das bei einer
auf Dauer angelegten Tatigkeit, die der Arbeitgeber steuerlich en bloc abrechnet. In diesen Fallen besteht

- DDN- Diakonischer Dienstgeberverband Niedersachsen -



-26-—

die Beschaftigung nicht durchgehend, sondern ist jeweils im Laufe des Kalenderjahres an- und mit Ablauf
des Kalenderjahres wieder abzumelden. Konkret missen hier folgende Meldungen erstellt werden:
e Erstmalige Anmeldung mit Abgabegrund ,10“ im ersten Jahr der Tatigkeit (nach Ausschépfung
des kalenderjahrlichen Steuerfreibetrages)
e Jahresmeldung mit Abgabegrund , 50“ fiir den Beschaftigungszeitraum des abgelaufenen
Kalenderjahres (Zeitraum vom Tag des Beginns der Beschaftigung bis 31.12.)
e Abmeldung zum 31.01. des Folgejahres mit Abgabegrund , 34“ (Fortbestehen der Beschaftigung
ohne Arbeitsentgelt fiir einen Monat)
e Erneute Anmeldung mit Abgabegrund ,13“ (nach Ausschépfung des kalenderjahrlichen
Steuerfreibetrages)
® usw.
Steuerfreie Aufwandsentschadigungen kdnnen fiir eine Person nur einmalig pro Kalenderjahr
berlicksichtigt werden. Insofern ist die/der Arbeitnehmer/in aufzufordern, Anspriiche anzuzeigen, die sie
anderweitig in Anspruch genommen hat bzw. nehmen wird. Der Arbeitgeber darf dann nur noch den zur
Verfligung stehenden Steuerfreibetrag berticksichtigen.

28. Beschiaftigtendatenschutz in kirchlichen Einrichtungen
In der Offentlichkeit wird zumeist angenommen, mit dem Wirksamwerden der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) zum 25.05.2018 bestehe ein einheitliches Datenschutzrecht. Diese Annahme
trifft nicht zu. Flr die personenbezogenen Daten im Beschaftigungskontext hat die DSGVO in Art. 88 die
Mitgliedsstaaten zum Erlass ,spezifischerer” Normen ermachtigt. Die Bundesrepublik hat davon mit dem
Gesetz zur Anpassung des Datenschutzrechts an die Verordnung (EU) 2016/6791 und zur Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2016/6802 (DSAnpUG-EU) Gebrauch gemacht. Der Bund hat fiir die Beschéftigten in der
Privatwirtschaft und in den Bundesbehdrden das vordem in den §§ 28 und 32 BDSG a.F. zersplitterte
Beschéftigtendatenschutzrecht in § 26 BDSG zusammenfassend neu geregelt. Die 16 Bundeslander haben
gleichfalls von Art. 88 DSGVO Gebrauch gemacht, so dass fiir die Daten der Landes- und
Kommunalbediensteten besondere Bestimmungen gelten.
Ebenso gelten fur die personenbezogenen Daten der bei den Kirchen und deren Einrichtungen
Beschaftigten besondere Bestimmungen. In Art. 91 DSGVO hat namlich die EU anerkannt, dass auch eine
»Kirche und religitse Vereinigung oder Gemeinschaft” eigene Datenschutzregeln anwenden dirfen. In
der Bundesrepublik hatten sowohl die Evangelische als auch die Katholische Kirche bereits vor
Inkrafttreten der DSGVO fir die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der kirchlichen
Beschaftigten eigene Sonderregeln aufgestellt und zwar durch:

e Kirchengesetz Uiber den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD-

Datenschutzgesetz - DSG-EKD) vom 01.01.2013 und
e Anordnung tber den Kirchlichen Datenschutz (KDO) in der Fassung des Beschlusses der
Vollversammlung des Verbandes der Diézesen Deutschlands vom 18.11.2013.

Als Anlage 4 Gbersende ich einen Beitrag tGiber dn Beschaftigtendatenschutz in kirchlichen Einrichtungen
von Professor Diwell aus jurisPR-ArbR 8/2019
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29. AWO-Petition startet zur Begrenzung der Pflegekosten

Mit einer Petition im Bundestag will die Arbeiterwohlfahrt (AWO) die steigenden Kosten fiir Bewohner
von Pflegeheimen einddammen. Der Verband will die Pflegeversicherung in die Pflicht nehmen. Der
Verband habe seine Petition "Eigenanteil bei stationdrer Pflege begrenzen!" in das Parlament eingebracht
und online gestellt, heilt es in einer am 15.02.2019 verbreiteten Mitteilung. Die Schmerzgrenze der
finanziellen Belastungen sei bei vielen pflegenden Familienmitgliedern langst tiberschritten. Ziel sei es, in
den kommenden vier Wochen 50.000 Unterstiitzer zu bekommen, damit sich der Bundestag mit einer
Neuregelung befassen muss.

Die AWO verweist darauf, dass 2017 die Kosten, die eine versicherte Person selbst fiir die Pflege tragen
musste (1.750 Euro), deutlich Giber der durchschnittlich bezogenen Netto-Rente lag (alte Bundeslander
monatlich 1.231 Euro, neue Ldander 1.169 Euro).

Ziel dieser Petition ist es, fiir die Leistungsbeziehenden der Pflegeversicherung einen gesetzlich
definierten Hochstbetrag fiir die Eigenanteile zu erstreiten. Dieser muss auch lber die Dauer der Pflege
verlasslich abgesichert Steigende Pflegekosten seien von der Pflegeversicherung zu bezahlen.

Ich verabschiede mich mit den besten Wiinschen fiir ein angenehmes Friihjahr. In der ndchsten Ausgabe
der DDN-Nachrichten werde ich dann hoffentlich liber einen von alle Tarifvertragsparteien getragenen
Kompromiss berichten konnen.

Mit freundlichen GrifRRen

Robert Johns

Geschéftsfuhrer

Diakonischer Dienstgeberverband
Niedersachsen

Homepage: www.ddniedersachsen.de

- Geschaftsstelle -

EbhardtstralRe 3 A, 30159 Hannover
Tel.: 0511 - 3604 112

e:mail: robert.johns@diakonie-nds.de
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